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Verordnung

zur Durchführung des § 30 des Wohngeld
gesetzes

Vom 20. Oktober 1965

Auf Grund des § 30 des Wohngeldgesetzes in der 
Fassung vom 1. April 1965 (BGBl. I S. 177) erläßt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

Die Bewilligung, Auszahlung und Rückforderung 
von Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz in der Fas
sung vom 1. April 1965 (BGBl. I S. 177) obliegt den 
kreisfreien Städten und den Landkreisen im Auftrag 
des Staates.

§2

Anträge auf Wohngeld sind bei der Gemeinde ein
zureichen, in deren Gebiet der Wohnraum liegt, für

den Wohngeld beantragt wird. Die kreisangehörigen 
Gemeinden haben die Anträge vorzuprüfen; sie 
handeln ebenfalls im Auftrag des Staates.

§3

(1) Die Regierungen führen die Fachaufsicht.
(2) Obere Fachaufsichtsbehörde ist das Staatsmini
sterium des Innern.

§ 4

Diese Verordnung tritt am 1. November 1965 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Durch
führung des § 30 des Gesetzes über Wohnbeihilfen 
vom 29. Oktober 1963 (GVB1. S. 211) außer Kraft.

München, den 20. Oktober 1965

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. h. c. Goppel
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Verordnung

zur Durchführung des Wohnungsbindungs
gesetzes 1965, des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenberg
bau und des Dritten Bundesmietengesetzes 

Vom 20. Oktober 1965

Auf Grund des § 3 des Gesetzes zur Sicherung der 
Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Wohnungs
bindungsgesetz 1965) vom 24. August 1965 (BGBl. I 
S. 945, 954), des § 6 des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau in 
der Fassung vom 4. Mai 1957 (BGBl. I S. 418), zuletzt 
geändert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs
baues im Kohlenbergbau vom 24. August 1965 (BGBl. I 
S. 909), und des § 6 des Dritten Bundesmietengeset
zes vom 24. August 1965 (BGBl. I S. 969, 971) erläßt 
die Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

Zuständige Stelle im Sinne der §§ 2, 4 bis 7 und 12 
des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 und des § 6 
Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiter
wohnungsbaues im Kohlenbergbau ist die Kreisver
waltungsbehörde.

§ 2

Zuständige Stellen im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2, 
Abs. 4 Satz 2 und des § 29 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des 
Wohnungsbindungsgesetzes 1965 sind

1. die Regierungen, jedoch vorbehaltlich der Num
mer 2,

2. die Landeshauptstadt München und die Städte 
Augsburg, Nürnberg und Würzburg.

§ 3

Zuständige Stelle im Sinne des § 18 des Wohnungs
bindungsgesetzes 1965 ist die Bayerische Landesbo
denkreditanstalt. Sind die öffentlichen Mittel aus
schließlich von einer anderen Stelle gewährt worden, 
so ist diese Stelle im Sinne des § 18 des Wohnungs
bindungsgesetzes 1965 zuständig.

§ 4

Zuständige Stellen im Sinne des § 6 Abs. 1 des 
Dritten Bundesmietengesetzes sind

1. die Regierung von Oberbayern, jedoch vorbe
haltlich der Nummer 3,

2. die Regierungen von Niederbayern, der Oberpfalz, 
von Mittelfranken und von Schwaben,

3. die Landeshauptstadt München.

§ 5

(1) Die Fachaufsicht über die Kreisverwaltungs
behörden einschließlich der Landeshauptstadt Mün
chen und der Städte Augsburg, Nürnberg und Würz
burg führen die Regierungen.

(2) Obere Fachaufsichtsbehörde ist das Staatsmini
sterium des Innern. Im Vollzug der §§ 4 bis 7, des 
§ 21 mit § 4 Abs. 2, 3 und 6 und §§ 5 und 7 und des 
§ 22 mit § 4 bis 6 des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 
und des § 4 Abs. 1 und des § 6 des Gesetzes zur För
derung des Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlen
bergbau entscheidet es im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Arbeit und soziale Fürsorge.

§ 6

(1) Die §§ 1 und 5 dieser Verordnung treten, soweit 
sie auf Vorschriften des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau be
ruhen, am 28. August 1965, im übrigen am 1. Sep
tember 1965 in Kraft. Die §§ 2 und 3 dieser Verord
nung treten am 1. September 1965, § 4 dieser Ver
ordnung tritt am 1. November 1965 in Kraft.

(2) Die Verordnung zur Durchführung des § 2 des 
Gesetzes über Bindungen für öffentlich geförderte 
Wohnungen vom 18. Oktober 1960 (GVB1. S. 240) tritt 
am 1. September 1965 außer Kraft. Die Verordnung 
zur Durchführung des § 3 des Gesetzes über Bindun
gen für öffentlich geförderte Wohnungen vom 10. Sep
tember 1963 (GVB1. S. 189) gilt vom 1. September 
1965 an nur noch für Entscheidungen der in § 29 
Abs. 1 Nr. 4 des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 ge
nannten Art.

München, den 20. Oktober 1965

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. h. c. G o p p e 1

Verordnung

zur Durchführung des Gesetzes über Hilfs
maßnahmen für Deutsche aus der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands und dem sowje

tisch besetzten Sektor von Berlin 

Vom 20. Oktober 1965

Auf Grund der §§ 2 Abs. 2, 20 Abs. 1 und 22 des 
Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin vom 15. Juli 
1965 (BGBl. I S. 612) sowie des § 68 Abs. 2 des Ge
setzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen 
und Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz — BVFG) 
in der Fassung vom 23. Oktober 1961 (BGBl. I S. 1883) 
erläßt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver
ordnung:

§ 1

Für die Entscheidung, ob Ausschließungsgründe 
nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes vorliegen, sind die Kreis
verwaltungsbehörden zuständig. Sind keine Aus
schließungsgründe gegeben, ergeht ein Bescheid nur, 
wenn die Gewährung von Rechten oder Vergünsti
gungen nach § 20 Abs. 2 des Gesetzes beantragt wor
den ist.

§2

Uber Anträge auf Gewährung von Leistungen nach 
den Abschnitten II und III des Gesetzes entscheiden 
die Kreisverwaltungsbehörden (Ausgleichsämter). 
Die Anträge auf Gewährung dieser Leistungen sind 
bei den Gemeinden einzureichen.

§3

(1) Für die Bewilligung von Darlehen nach Ab
schnitt IV des Gesetzes sind die Regierungen (Außen
stellen des Landesausgleichsamts) zuständig. Die Dar
lehensanträge sind bei den Kreisverwaltungsbehör
den (Ausgleichsämter) einzureichen.

(2) Bewilligen die Kreisverwaltungsbehörden (Aus
gleichsämter) Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 
(§ 254 des Lastenausgleichsgesetzes), so sind sie auch 
für die Gewährung von Darlehen nach § 19 des Ge
setzes zuständig.

§4

(1) In den Fällen der §§ 1 bis 3 dieser Verordnung 
richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem stän
digen Aufenthalt des Antragstellers. Solange sich der 
Antragsteller in einem Lager der staatlichen Flücht
lingsverwaltung befindet, ist die Behörde zuständig, 
in deren Bereich das Lager gelegen ist.

(2) Die örtliche Zuständigkeit für die Entscheidung 
über Anträge auf Bewilligung von Darlehen nach 
Abschnitt IV des Gesetzes richtet sich nach dem Be
triebssitz oder dem Bauort.
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§5

Für die Zuständigkeit und das Verfahren bei der 

Eingliederung in die Landwirtschaft (§ 20 Abs. 1 des 

Gesetzes) gelten die Vorschriften sinngemäß, die auf 

Grund des § 68 Abs. 2 des Bundesvertriebenengeset- 

zes erlassen sind.

§ 6

Diese Verordnung tritt am 24. Juli 1965 in Kraft. 

München, den 20. Oktober 1965

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c. Goppel

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung über den Unter
haltszuschuß für Beamte auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst für den Auf sich ts- und 
Werkdienst bei den Justizvollzugsanstalten 

Vom 20. Oktober 1965

Auf Grund des Art. 97 des Bayerischen Beamten

gesetzes (BayBG) in der Fassung vom 30. Oktober 

1962 (GVB1. S. 291) erläßt die Bayerische Staatsregie

rung folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über den Unterhaltszuschuß für 

Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst für den 

Aufsichts- und Werkdienst bei den Justizvollzugs- 

anstalten vom 19. Februar 1964 (GVB1. S. 15) in der 

Fassung der Verordnung vom 24. Juli 1964 (GVB1. 

S. 157) wird wie folgt geändert:

1. § 3 erhält folgende Fassung:

„Der Grundbetrag beträgt monatlich 430,40 DM. 

der Verheiratetenzuschlag monatlich 61,60 DM.“

2. § 4 erhält folgende Fassung:

„Die Vorschriften der §§ 3 bis 6, des § 8 Abs. 1, 3 

und 4 sowie der §§ 11 bis 13 der Verordnung über 

den Unterhaltszuschuß für Beamte auf Widerruf 

im Vorbereitungsdienst vom 17. Oktober 1963 

(GVB1. S. 194) in der Fassung der Verordnungen 

vom 24. Juli 1964 (GVB1. S. 157) und vom 24. No

vember 1964 (GVB1. S. 195) gelten entsprechend.“

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1964 in Kraft. 

München, den 20. Oktober 1965

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. h. c. Goppel

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Ausfüh
rung des Personenbeförderungsgesetzes 

Vom 20. Oktober 1965

Auf Grund des § 48 Abs. 4 Satz 2, des § 52 Abs. 2 

Satz 1 und Abs. 3 Satz 3 sowie des § 53 Abs. 2 Satz 1 

und Abs. 3 des Personenbeförderungsgesetzes vom 

21. März 1961 (BGBl. I S. 241) in der Fassung des Ge

setzes vom 24. August 1965 (BGBl. I S. 906) erläßt die 

Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung des Personen

beförderungsgesetzes vom 10. Juli 1961 (GVB1. S. 184) 

in der Fassung der Verordnung vom 10. März 1965 

(GVB1. S. 34) wird wie folgt geändert:

1. Nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, c) wird der Strich

punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender 

Buchst, d) angefügt:

,,d) für den Auslandslinienverkehr und den Aus

landsferienziel-Reiseverkehr (§ 52 Abs. 2 und 3 

Satz 3 § 53 Abs. 2 und 3 des Personenbeför

derungsgesetzes);“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchst, d) wird „§ 45 Abs. 4 

Satz 4“ ersetzt durch „§ 48 Abs. 4 Satz 2“.

b) Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe e) wird aufgehoben.

c) Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f) wird Buchstabe e).

d) Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b) wird aufgehoben.

e) Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c) wird Buchstabe b).

f) Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe d) wird Buchstabe c).

g) In Absatz 2 Satz 1 werden der Beistrich und die 

Worte „in den Fällen der §§ 52 Abs. 2 und 53 

Abs. 2 des Personenbeförderungsgesetzes mit 

dem Staatsministerium für Wirtschaft und 

Verkehr“ gestrichen.

h) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

§2

Diese Verordnung tritt am 28. August 1965 in Kraft. 

München, den 20. Oktober 1965

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. h. c. Goppel

Verordnung
über den Erlaß der Abschlußbekanntmachung
nach § 111 c des Lastenausgleichsgesetzes

Vom 26. Oktober 1965

Auf Grund des § 111c Abs. 1 Satz 2 und 3 des 

Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung des § 21 des 

Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiet des Grund

buchwesens vom 20 Dezember 1963 (BGBl. I S. 986) 

erläßt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver

ordnung.

§ 1

(1) Die amtliche Bekanntmachung, daß ein Grund

buchamt sämtliche ihm vorliegenden Ersuchen um 

Eintragung von Vermerken nach § lila Abs. 1 LAG, 

die nach § lila Abs. 2 LAG rechtzeitig gestellt wor
den sind, erledigt hat, erläßt das Bayerische Staats

ministerium der Justiz; sie erscheint im Bayerischen 

Staatsanzeiger.

(2) Die amtlichen Bekanntmachungen nach Abs. 1 

werden für Zeitabschnitte von einem Monat zusam

mengefaßt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. 

München, den 26. Oktober 1965

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. h. c. Goppel

Landesverordnung
zur Änderung der Landesverordnung

über die Abgabe verschreibungspflichtiger
Arzneimittel

Vom 24. September 1965

Auf Grund des Art. 72 a des Polizeistrafgesetz

buches für Bayern vom 26. Dezember 1371 (BayBS I 

S. 341) in Verbindung mit Art. 76 Abs. 1 Ziff. 4 dos 

Landesstraf- und Verordnungsgesetzes vom 17. No

vember 1956 (BayBS I S. 327), zuletzt geändert durch 

das Gesetz vom 21. Dezember 1964 (GVB1. S. 253), 

und § 63 Abs. 8 des Arzneimittelgesetzes vom 16. Mai 

1961 (BGBl. I S. 533), zuletzt geändert durch das 

Gesetz vom 11. Juli 1965 (BGBl. I S. 604), erläßt das 

Bayerische Staatsministerium des Innern folgende 

Verordnung:

§ 1

Die Anlage zur Landesverordnung über die Ab

gabe verschreibungspflichtiger Arzneifhittel (Abga

beverordnung) vom 21. Juli 1961 (GVB1. S. 194), zu-
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letzt geändert durch die Verordnung vom 22. De
zember 1964 (GVB1. S. 262), wird wie folgt geändert:

1) In der Buchstabenfolge werden eingefügt: 

6-Aminopenicillansäure-Derivate, soweit es sich
handelt um:

6-[3’- (2”-Chlorphenyl) -5’-methyl-isoxazolyl- (4’)- 
carbamino]-penicillansäure und deren Salze 
(Cloxacillin)

Bacitracin und dessen Salze
— ausgenommen: Zubereitungen zur örtlichen 
Anwendung auf Haut oder Schleimhaut, sofern 
sie je Stück abgeteilter Arzneiform (Pastillen, 
Tabletten, Ovula u. ä.), oder bei sonstigen Zu
bereitungen je Gramm oder Milliliter nicht 
mehr als 500 I. E. (= 9,1 mg) Bacitracin ent
halten —

Desferrioxamin B und dessen Salze
4’-Fluor-4- [N’-(2”-methoxyphenyl)-piperazino]- 
butyrophenon und dessen Salze (Haloanison) 

Framycetin und dessen Salze
— ausgenommen: Zubereitungen zur örtlichen 
Anwendung auf Haut oder Schleimhaut, sofern 
sie je Stück abgeteilter Arzneiform (Pastillen, 
Tabletten, Ovula u. ä.), oder bei sonstigen Zu
bereitungen je Gramm oder Milliliter nicht 
mehr als 5 Milligramm Framycetin enthalten —

2-(2’-Methoxyaethyl)-pyridin und dessen Salze 
(Methyridin)

Piperazin (auch als Hydrat) und dessen Salze 
als Wurmmittel für den Menschen.

2) Bei „Cortisone, soweit es sich handelt um” wird 
in der Position „l-Dehydro-9-fluor-16-methyl- 
17-hydroxy-corticosteron . . .“ vor dem Wort 
„Dexamethason“ das Wort „Betamethason,“ ein
gefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 15. Oktober 1965 in 
Kraft. Sie gilt bis zum 31. Dezember 1970.

München, den 24. September 1965

Bayerisches Staatsministerium des Innern

I. V. Dr. Wehgartner, Staatssekretär

Diese Verordnung wurde bereits im Bayerischen Staats- 
anzeiger Nr. 42 vom 15. Oktober 1965 bekanntgemacht.

Verordnung
über die Zulassungsvoraussetzungen zum 
Hochschulstudium der landwirtschaftlich

hauswirtschaftlichen Beraterinnen 

Vom 24. September 1965

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung 
über das Hochschulstudium der landwirtschaftlich
hauswirtschaftlichen Beraterinnen vom 30. Juni 1965 
(GVB1. S. 212) erläßt das Bayerische Staatsministe
rium für Unterricht und Kultus im Benehmen und, 
soweit erforderlich, im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Land
wirtschaft und Forsten folgende Verordnung:

§ 1

Der für die Zulassung zum Studium der landwirt
schaftlich-hauswirtschaftlichen Beraterinnen erfor
derliche Bildungsnachweis kann außer durch das 
Reifezeugnis eines öffentlichen oder staatlich aner
kannten privaten Gymnasiums erbracht werden

1. durch den qualifizierten Abschluß einer höheren 
Landfrauenschule (Gesamtnote mindestens „gut“), 
wenn die Berechtigung zum Hochschulstudium 
(Fachrichtung landwirtschaftliche Berufsschulen 
sowie Fachrichtung landwirtschaftlich-hauswirt
schaftliche Beraterin) zuerkannt worden ist;

2. durch die erfolgreich abgelegte Prüfung für die 
Zulassung zum Hochschulstudium ohne Reifezeug
nis (Bekanntmachung über die Prüfungsordnung 
für die Zulassung zum Hochschulstudium ohne 
Reifezeugnis — Begabtenprüfung — vom 20. No
vember 1959, KMB1. S. 442).

§ 2

Für den erforderlichen Nachweis einer berufsprak
tischen Ausbildung wird folgendes bestimmt:

1. Abiturientinnen haben eine durch Lehrabschluß
prüfung abgeschlossene ländliche Hauswirtschafts- 
lehre oder ein gelenktes Praktikum von minde
stens 18 Monaten nachzuweisen. Zwölf zusam
menhängende Monate des gelenkten Praktikums 
sind vor Beginn des Studiums, die restlichen Mo
nate bis zum Beginn des fünften Studienseme
sters abzuleisten. Auf das nach Satz 1 vorgeschrie
bene gelenkte Praktikum kann ein Lehrgang von 
insgesamt sechs Monaten an einer höheren Land
frauenschule angerechnet werden.

2. Absolventinnen einer höheren Landfrauenschule 
haben, soweit sie kein Zeugnis über eine abge
schlossene ländliche Hauswirtschaftslehre besit
zen, ein mindestens 12monatiges gelenktes land
wirtschaftlich-hauswirtschaftliches Praktikum vor 
Beginn des Studiums nachzuweisen.

3. Bewerberinnen mit bestandener Begabtenprüfung 
(vgl. § 1 Ziff. 2) sind auch bezüglich des landwirt
schaftlich-hauswirtschaftlichen Praktikums Abi
turientinnen gleichzustellen (vgl. § 2 Ziff. 1). Wenn 
bereits im Zusammenhang mit der Zulassung 
zur Begabtenprüfung landwirtschaftlich-haus- 
wirtschaftliche Praktika nachgewiesen worden 
sind, so können diese als berufspraktische Aus
bildung nach § 2 Ziff. 1 anerkannt werden.

§ 3

Die Bewerberinnen haben das gelenkte landwirt
schaftlich-hauswirtschaftliche Praktikum der Hoch
schule gegenüber durch ein Zeugnis über die be
standene Praktikantenprüfung nachzuweisen. Soweit 
eine ländliche Hauswirtschaftslehre erfolgreich ab
geschlossen wurde, ist das Lehrabschlußzeugnis vor
zulegen.

§ 4

Für das gelenkte Praktikum (§ 2 Ziff. 1—3) gelten 
folgende grundlegende Bestimmungen:

1. Das gelenkte Praktikum ist in landwirtschaftlich
hauswirtschaftlichen Lehrbetrieben durchzufüh
ren, die vom Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten als solche anerkannt 
sind;

2. mindestens 12 Monate des gelenkten Praktikums 
sind außerhalb des elterlichen Betriebes abzulei
sten.

Nähere Bestimmungen über die Durchführung des 
gelenkten Praktikums und die Praktikantenprüfung 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Ernäh
rung, Landwirtschaft und Forsten im Benehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus.

§ 5

Die in dieser Verordnung genannten Vorausset
zungen zum Studium der landwirtschaftlich-haus
wirtschaftlichen Beraterinnen werden erstmals von 
Bewerberinnen gefordert, die im Wintersemester 
1965/66 das Studium beginnen. In besonders gela
gerten Fällen sind bezüglich des landwirtschaftlich
hauswirtschaftlichen Praktikums für Bewerberinnen, 
die im Herbst 1965 ihr Studium aufnehmen wollen, 
Abweichungen zulässig. Die Entscheidung darüber 
trifft auf Antrag das Bayerische Staatsministerium
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für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten.

§ 6
Diese Verordnung tritt am 1. September 1965 in 
Kraft.

München, den 24. September 1965

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Huber, Staatsminister

Sechste Verordnung
über die Einrichtung der Landesfinanz

behörden in Bayern 

Vom 29. September 1965

Auf Grund der Ermächtigung durch § 5 der Ver
ordnung über die Einrichtung der Landesfinanz
behörden in Bayern vom 10. Oktober 1955 (BayBSIII 
S. 591) erläßt das Bayerische Staatsmin'isterium der 
Finanzen folgende Verordnung:

§ 1
Die Bezirke der Gruppenfinanzämter (§ 2 der Drit
ten Verordnung über die Einrichtung der Landes
finanzbehörden in Bayern vom 16. Juli 1959, GVB1. 
S. 205) werden wie folgt geändert:
Das Finanzamt Neu-Ulm wird als Gruppenfinanz
amt aufgehoben. Der Bezirk des Gruppenfinanzamts 
Augsburg-Stadt umfaßt auch den Bezirk des bis
herigen Gruppenfinanzamts Neu-Ulm (Bezirke, der 
Finanzämter Neu-Ulm, Illertissen, Krumbach, Mem
mingen und Mindelheim).

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. 

München, den 29. September 1965

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
I. V. Dr. Lippert, Staatssekretär

Vierte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Bayerische Landessaatzuchtanstalt 
Weihenstephan 

Vom 29. September 1965

Auf Grund des Art. 77 Abs. 1 Satz 2 der Verfas
sung des Freistaates Bayern und des § 1 der Ver
ordnung über die Einrichtung der staatlichen Behör
den vom 31. März 1954 (BayBS I S. 37) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Land
wirtschaft und Forsten folgende Verordnung:

§ 1
Die Verordnung über die Bayerische Landessaat
zuchtanstalt Weihenstephan vom 31. Januar 1958 
(GVB1. S. 23) in der Fassung der Verordnungen vom 
29. September 1961 (GVB1. S. 240), vom 20. Mai 1964 
(GVB1. S. 142) und vom 30. März 1965 (GVB1. S. 55) 
wird wie folgt geändert: -

§ 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

Die Landessaatzuchtanstalt hat folgende Außen
stellen :

a) Saatzuchtinspektion Ansbach 
Amtsbereich: Regierungsbezirk Mittelfranken

b) Saatzuchtinspektion Augsburg 
Amtsbereich: Regierungsbezirk Schwaben
ohne die kreisfreie Stadt Neuburg a. d. Donau 
und den Landkreis Neuburg a. d. Donau

c) Saatzuchtinspektion Bayreuth 
Amtsbereich: Regierungsbezirk Oberfranken;

vom Regierungsbezirk Oberpfalz die Landkreise 
Eschenbach, Kemnath und Tirschenreuth

d) Saatzuchtinspektion Deggendorf 
mit Nebenstelle Regen
Amtsbereich: Regierungsbezirk Niederbayecn 
ohne die Landkreise Kelheim und Mainburg

e) Saatzuchtinspektion Freising 
Amtsbereich: Regierungsbezirk Oberbayern 
ohne die kreisfreie Stadt Ingolstadt, den Land
kreis Ingolstadt und die Landkreise Aichach und 
Schrobenhausen

f) Saatzuchtinspektion Neuburg a. d. 
Donau
Amtsbereich: Vom Regierungsbezirk Schwaben 
die kreisfreie Stadt Neuburg a. d. Donau und der 
Landkreis Neuburg a. d. Donau; 
vom Regierungsbezirk Oberbayern die kreisfreie 
Stadt Ingolstadt, der Landkreis Ingolstadt und 
die Landkreise Aichach und Schrobenhausen

g) Saatzuchtinspektion Regensburg 
Amtsbereich: Regierungsbezirk Oberpfalz
ohne die Landkreise Eschenbach, Kemnath und 
Tirschenreuth;
vom Regierungsbezirk Niederbayern die Land
kreise Kelheim und Mainburg

h) Saatzuchtinspektion Würzburg 
Amtsbereich: Regierungsbezirk Unterfranken.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1965 in 
Kraft.

München, den 29. September 1965

Bayerisches Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Dr. Hundhammer, Staatsminister

Verordnung
über die Entschädigung der Sachverständigen 

in Schiffahrtsangelegenheitcn 
Vom 7. Oktober 1965

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 3 des Kosten
gesetzes vom 17. Dezember 1956 (BayBS III S. 442) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Wirt
schaft und Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol
gende Verordnung:

§ 1

(1) Für die Untersuchung und Prüfung von Was
serfahrzeugen mit Maschinenkraft und von Lande
stellen und für die Abnahme der Befähigungsprü
fung nach schiffahrtsrechtlichen Vorschriften erhalten 
die Beauftragten der Deutschen Bundesbahn, des 
Technischen Überwachungs-Vereins Bayern e. V. oder 
einer anderen durch die zuständige Behörde be
stimmten Stelle folgende Entschädigungen:

1. Für Untersuchungen und Prüfungen an den von 
der zuständigen Behörde festgesetzten regelmäßi
gen Terminen:

a) für die Untersuchung der Wasserfahrzeuge mit 
einer Leistung

bis 10 PS 25,— DM 
über 10 PS bis 20 PS 35,— DM 
über 20 PS bis 50 PS 45,— DM 
über 50 PS bis 100 PS 60,— DM 
über 100 PS bis 300 PS 70,— DM 
über 300 PS bis 500 PS 80,— DM 
über 500 PS 90,— DM

b) für die Untersuchung von Landestellen 5,— DM 
bis 10,— DM
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c) für die Abnahme der Befähigungsprüfung zur 

Führung von Wasserfahrzeugen mit einer Lei

stung

bis 100 PS 10,— DM 

über 100 PS 15— DM.

Neben diesen Entschädigungen werden Reiseko

sten nicht berechnet.

2. Für Untersuchungen und Prüfungen außerhalb 

der regelmäßigen Termine (z. B. Untersuchungen 

vor Indienststellung, Nachuntersuchungen, Son

deruntersuchungen oder Änderungsuntersuchun

gen, die nicht anläßlich der regelmäßigen Unter

suchungen anderer Fahrzeuge vorgenommen 

werden) werden die Entschädigungen nach Zeit

aufwand festgesetzt. Für jede angefangene Ar

beitsstunde werden 20,— DM berechnet. Das 

gleiche gilt für die Reisezeit, wenn sie in die re

gelmäßige Arbeitszeit fällt. Daneben werden die 

Fahrkosten und für Reisen außerhalb der regel

mäßigen Arbeitszeit auch Tage- und Übernach

tungsgelder nach den für die Staatsbeamten gel

tenden Bestimmungen berechnet.

(2) Konnte die Untersuchung oder die Prüfung 

nicht stattfinden, weil das Fahrzeug oder der Prü

fungsbewerber nicht rechtzeitig zur Stelle war, so 

wird die Hälfte der für die ausgefallene Untersu

chung oder Prüfung in Absatz 1 festgesetzten Ent

schädigung, mindestens aber 10,— DM festgesetzt.

§ 2
(1) Diese Verordnung tritt am 15. Oktober 1965 in 

Kraft.

(2) Die Schiffahrtsgebührenordnung vom 21. Ok

tober 1961 (GVB1. S. 232) wird aufgehoben.

München, den 7. Oktober 1965

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr

I. V. Wacher, Staatssekretär

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Lauf
bahn der Lehrkräfte des höheren Dienstes im 
Beamtenverhältnis an den Ingenieurschulen 
und Ingenieurabteilungen an Fachschulen 

Vom 7. Oktober 1965

Auf Grund der Artikel 19 Abs. 2, 28 Abs. 2 des 

Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) in der Fas

sung vom 30. Oktober 1962 (GVB1. S. 291) und des 

§ 23 Abs. 3 der Verordnung über die Laufbahnen 

der bayerischen Beamten (Laufbahnverordnung — 

LbV) vom 17. Oktober 1962 (GVB1. S. 251, ber. S. 290) 

erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter

richt und Kultus im Einvernehmen mit dem Baye

rischen Staatsministerium der Finanzen und dem 

Landespersonalausschuß, soweit erforderlich mit 

dessen Zustimmung, folgende Verordnung:

§ 1
§ 3 der Verordnung über die Laufbahn der Lehr

kräfte des höheren Dienstes im Beamtenverhältnis 

an den Ingenieurschulen und Ingenieurabteilungen 

an Fachschulen vom 14. August 1963 (GVB1. S. 178) 

wird wie folgt geändert:

1. § 3 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. als wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer 

wissenschaftlichen Hochschule, soweit sie einer 

praxisnahen Tätigkeit gleichkommt, oder“

2. Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. November 1965 in Kraft. 

München, den 7. Oktober 1965

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Dr. Ludwig Huber, Staatsminister

Prüfungsordnung
für die Anstellungsprüfung (II. Prüfung) 

für das Lehramt an kaufmännischen Schulen 

Vom 14. Oktober 1965

Auf Grund der Art. 115 Abs. 2 letzter Halbsatz und 

117 Abs. 3 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) 

in der Fassung vom 30. Oktober 1962 (GVB1. S. 291) 

erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter

richt und Kultus im Einvernehmen mit dem Landes

personalausschuß folgende Prüfungsordnung:

§ 1

Zweck der Prüfung

Mit dem erfolgreichen Ablegen der Anstellungs

prüfung (II. Prüfung) für das Lehramt an kaufmän

nischen Schulen (kaufmännische Berufsschule, Han

delsschule, Realschule mit wirtschaftskundlicher 

Fächergruppe, Höhere Wirtschaftsfachschule) wird 

die Befähigung für diese Laufbahn im Sinne der 

Laufbahnbestimmungen erworben. Das Bestehen der 

Prüfung gibt keinen Anspruch auf Verwendung im 

Schuldienst.

§2

Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung wird im Auftrag des Landesper

sonalausschusses vom Staatsministerium für Unter

richt und Kultus durchgeführt; sie hat Wettbewerbs

charakter.

(2) Die Mitglieder des Landespersonalausschusses 

und der Generalsekretär als Leiter der Geschäfts

stelle sowie von ihm beauftragte Beamte der Ge

schäftsstelle haben Zutritt zu allen Teilen der Prü

fung. Sie sind berechtigt, Einsicht in die überprüften 

und bewerteten Aufgabenbearbeitungen zu nehmen 

und an den Beratungen der Prüfungsausschüsse teil

zunehmen.

§3

Bekanntmachung des Prüfungstermins

(1) Die Prüfungen sind mindestens sechs Wochen 

vor Ablauf der Meldefrist bekanntzumachen.

(2) Die Meldefrist für die Prüfungen wird unter 

Angabe der Zulassungsvoraussetzungen im Amts

blatt des Bayerischen Staatsministeriums für Unter

richt und Kultus veröffentlicht.

' §4

Meldung zur Prüfung

(1) Bei der Meldung sind vorzulegen

a) ein Lebenslauf,

b) eine begl. Abschrift des Zeugnisses über die er

folgreich abgelegte Dipl.-Handelslehrerprüfung,

c) der Nachweis über den ordnungsgemäß abge

leisteten Vorbereitungsdienst an kaufmännischen 

Schulen in Bayern,

d) die Bestätigung des Seminarleiters über die regel

mäßige und erfolgreiche Teilnahme am Seminar,

e) die Hausarbeit gemäß § 8 der Prüfungsordnung.

(2) Die Meldung ist mit allen Anlagen über den 

Leiter der Schule, an der der Vorbereitungsdienst ab

geleistet wird, und die zuständige Regierung an den 

Vorsitzenden des Prüfungsausschusses beim Staats

ministerium für Unterricht und Kultus zu richten. 

Die Regierung fügt der Meldung ihre Stellungnahme 

unter Beachtung von § 5 Abs. 2 bei.

§5

Zulassung zur Prüfung 

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer

a) die Dipl.-Handelslehrerprüfung mit Erfolg abge

legt hat,

b) im letzten Jahr des Vorbereitungsdienstes steht 

und mindestens ausreichende Leistungen in der 

Schulpraxis aufweisen kann,
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c) an einem Seminar für die im Vorbereitungsdienst 
stehenden Dipl.-Handelslehrer ordnungsgemäß 
teilgenommen hat und dabei mindestens aus
reichende Leistungen aufweisen kann,

d) eine Hausarbeit gern. § 8 der Prüfungsordnung 
vorgelegt und

e) die Meldefrist eingehalten hat.

(2) Die Zulassung ist unter der Bedingung auszu
sprechen, daß der Vorbereitungsdienst abgeschlossen 
wird. Ob und wieweit im Einzelfall ein Vorberei
tungsdienst außerhalb Bayerns auf den bayerischen 
Vorbereitungsdienst angerechnet wird, entscheidet 
das Staatsministerium für Unterricht und Kultus.

(3) Lehramtsanwärter mit mangelhaften oder un
genügenden Leistungen in der Schulpraxis oder in 
der Seminararbeit sind unter Verlängerung des Vor
bereitungsdienstes ein Jahr zurückzustellen.

(4) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ent
scheidet im Benehmen mit dem dem Prüfungsaus
schuß angehörenden Schulaufsichtsbeamten über die 
Zulassung zur Prüfung. Dem Bewerber ist die Zu
lassung oder Ablehnung, diese mit Begründung, 
schriftlich mitzuteilen.

(5) Die Prüfung beginnt mit der Mitteilung der 
Zulassung an den Bewerber.

§ 6

Prüfungsleitung, Prüfungsausschuß 
und Prüfungskommissionen

(1) Der Prüfungsausschuß wird vom Staatsmini
sterium für Unterricht und Kultus bestellt. Seine 
Zusammensetzung ist rechtzeitig vor Beginn der Prü
fung der Geschäftsstelle des Landespersonalaus
schusses mitzuteilen.

(2) Dem Prüfungsausschuß gehören an

a) als Vorsitzender ein Vertreter des Staatsministe
riums für Unterricht und Kultus,

b) als Mitglieder ein Schulaufsichtsbeamter, ein 
Seminarleiter und ein an kaufmännischen Schulen 
bewährter Lehrer.

Für den Vorsitzenden und die Mitglieder sind Stell
vertreter zu bestellen.

(3) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann 
zur Abnahme des mündlichen und schulpraktischen 
Prüfungsteils Prüfungskommissionen bestellen und 
deren Vorsitzende bestimmen. Die Prüfungskom
missionen bestehen aus mindestens drei Mitgliedern. 
Diese müssen dem Personenkreis angehören, aus 
dem die Mitglieder des Prüfungsausschusses ernannt 
werden können, oder Lehrkräfte sein, die in der 
Ausbildung der Diplomhandelslehrer tätig sind.

(4) Der Prüfungsausschuß und die Prüfungskom
missionen entscheiden mit Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

(5) Der Prüfungsvorsitzende hat

a) die Prüfung vorzubereiten,

b) Vorschläge für die Prüfungsaufgaben einzuholen,

c) für die vertrauliche Behandlung der gestellten 
Prüfungsaufgaben zu sorgen,

d) die schriftliche Prüfung durch Aufsichtspersonen 
überwachen zu lassen,

e) im Benehmen mit einem Mitglied des Prüfungs
ausschusses die Nachfertigung von Aufgaben zu 
regeln,

f) das Prüfungszeugnis oder die Bescheinigung nach 
§ 17 Abs. 3 auszustellen und Abdruck der Ergeb
nisliste der Geschäftsstelle des Landespersonal
ausschusses zu übersenden.

(6) Der Prüfungsausschuß hat
a) die Prüfungsaufgaben zu stellen,

b) die Prüfer für die Bewertung der schriftlichen 
Arbeiten aus dem Kreis der Personen zu bestim
men, die zu Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
ernannt werden können,

c) die schulpraktische und mündliche Prüfung abzu
nehmen, sofern nicht Prüfungskommissionen be
stellt werden,

d) in schweren Fällen des § 19 Abs. 1 und 2 und im 
Fall des § 19 Abs. 3 zu entscheiden,

e) die Prüfungsergebnisse festzustellen.

§ 7

Prüfungsteile 

Die Prüfung besteht

a) aus einer Hausarbeit,

b) aus einem schriftlichen Teil,

c) aus einem mündlichen Teil und

d) aus einem schulpraktischen Teil

§ 8

Hausarbeit

(1) Die Hausarbeit ist aus den Gebieten der schrift
lichen Prüfung (Erziehungswissenschaft und Jugend
kunde oder Didaktik und Methodik) zu fertigen; der 
Gegenstand der Arbeit muß für kaufmännische 
Schulen von Bedeutung sein. Die Vorlage der Haus
arbeit ist Voraussetzung für die Zulassung zur Prü
fung; die Hausarbeit selbst ist Prüfungsteil (vgl. § 7).

(2) Der Prüfungsteilnehmer kann mit Zustimmung 
des Seminarleiters den Gegenstand der Arbeit selbst 
wählen. Macht er davon keinen Gebrauch, so stellt 
der Seminarleiter rechtzeitig Themen für die Arbeit 
zur Wahl.

(3) Die Hausarbeit wird zu den Prüfungsakten ge
nommen. Der Verfasser darf sie ganz oder teilweise 
nur mit Zustimmung des Prüfungsvorsitzenden ver
öffentlichen.

(4) Die bei der Bearbeitung der Hausarbeit benütz
ten Quellen und Hilfsmittel sind in einem der Arbeit 
beigebundenen Verzeichnis aufzuführen. Entlehnun
gen und Zitate sind in der bei wissenschaftlichen 
Arbeiten üblichen Weise zu kennzeichnen und nach
zuweisen. Der Arbeit ist auf der Titelseite folgende 
Erklärung mit Datum und Unterschrift beizufügen; 
„Ich versichere, daß ich die Arbeit selbständig an
gefertigt, sie nicht anderweitig ganz oder teilweise 
für Prüfungszwecke vorgelegt und alle benützten 
Quellen und Hilfsmittel angegeben habe.“

§ ?

Schriftlicher Prüfungsteil

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung umfaßt zwei 
Aufsichtsarbeiten mit einer Arbeitszeit von je vier 
Stunden über

a) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde,

b) Didaktik und Methodik der einschlägigen Lehr
gebiete.

(2) In Erziehungswissenschaft und Jugendkunde 
werden auch die geschichtliche Entwicklung der 
kaufmännischen Schulen, vor allem in Bayern, fer
ner die Kenntnis der schulrechtlichen Bestimmungen 
für die Erziehungsarbeit dieser Schulen sowie der 
wichtigsten Bestimmungen über Schulverwaltung 
und Schulorganisation geprüft.

(3) In Didaktik und Methodik werden auch die 
schulrechtlichen Bestimmungen über die Unterrichts
erteilung geprüft.

§ 10

Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) An jedem Prüfungstag sind vor Beginn der 
Prüfung die Arbeitsplätze zu verlosen. Die Plätze
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im Prüfungsraum sind entsprechend zu numerieren. 
Die Prüfungsteilnehmer dürfen auf die Prüfungs

arbeit nicht ihren Namen, sondern lediglich ihre Ar

beitsplatznummer setzen. Das Verzeichnis der Ar

beitsplatznummern ist vom Vorsitzenden des Prü

fungsausschusses so lange verschlossen zu verwahren, 

bis die jeweils unter der gleichen Arbeitsplatzord

nung gefertigten Prüfungsarbeiten endgültig bewer

tet sind. Die Prüfungsnoten werden erst nach ihrer 

endgültigen Festsetzung in die Prüfungsakten ein

getragen.

(2) Die Prüfungsaufgaben sind in verschlossenem 

Umschlag in den Prüfungsraum zu bringen. Sie dür

fen erst verteilt werden, nachdem einem Prüfungs

teilnehmer Gelegenheit gegeben wurde, sich von der 

Unversehrtheit des Verschlusses zu überzeugen.

eine besonders hervorragende 
Leistung

eine erheblich über dem Durch
schnitt liegende Leistung 

eine über dem Durchschnitt lie
gende Leistung

eine Leistung, die durchschnitt

lichen Anforderungen entspricht 

eine Leistung mit erheblichen 

Mängeln

eine völlig unbrauchbare Lei

stung.

(2) Bei der Beurteilung der Lehrproben sind Zwi

schennoten (halbe Noten) zulässig, dagegen nicht bei 
der Bewertung der übrigen Prüfungsleistungen.

sehr gut (1) =

gut (2) =

befriedigend (3) =

ausreichend (4) =

mangelhaft (5) =

ungenügend (6) =

(3) Die Aufsicht bei der Abnahme der schriftlichen 

Prüfung führen die vom Prüfungsvorsitzenden be

auftragten Aufsichtspersonen. Diese haben darüber 

zu wachen, daß jeder Unterschleif bei der Anferti

gung der Prüfungsarbeiten unterbleibt Sie haben 

die Prüfungsteilnehmer vor Beginn der Prüfung zur 

Ablieferung nicht zugelassener Hilfsmittel aufzu

fordern. Es ist darauf zu achten, daß während der 

Anfertigung der Prüfungsarbeiten nicht mehrere 

Prüfungsteilnehmer gleichzeitig den Prüfungsraum 

verlassen.

(4) Nach Ablauf der Arbeitszeit sind die Prüfungs

arbeiten samt den Entwürfen abzufordern. 15 Minu

ten vorher sind die Prüfungsteilnehmer darauf auf

merksam zu machen. Wird eine Arbeit trotz Auffor

derung nicht rechtzeitig abgegeben, so ist sie mit 

„ungenügend“ zu bewerten.

§ 11

Mündlicher Prüfungsleil

(1) Der mündliche Teil der Prüfung umfaßt

a) Erziehungswissenschaft und .Jugendkunde (§ 9 
Abs. 2),

b) Didaktik und Methodik (§ 9 Abs. 3).

(2) Die mündliche Prüfung dauert ieweils 30 Minu

ten. Diese Zeit soll je zur Hälfte auf die unter Absatz 

1 a) und b) genannten Gebiete verwendet werden. 
Bei der Prüfung aus dem Gebiet der Didaktik und 

Methodik kann auch auf das Fachgebiet der Haus

arbeit eingegangen werden.

§ 12

Schulpraktischer Prüfungsteil

(1) Der schulpraktische Teil umfaßt zwei Lehr

proben, und zwar eine aus dem fachlichen und eine 

aus dem nichtfachlichen Unterricht. -Jede Lehrprobe 

soll etwa 40 bis 45 Minuten dauern. Von den beiden 

Lehrproben muß eine an einer kaufmännischen Be

rufsschule gehalten werden.

(2) Die Aufgaben für den schulpraktischen Teil 

werden dem Prüfungsteilnehmer am Tage vorher 
durch Auslosen übergeben.

(3) Bei Beginn des Unterrichts hat er eine ohne 

fremde Hilfe angefertigte Lehrskizze über den ge
planten Unterricht dem Vorsitzenden vorzulegen; sie 

wird in die Beurteilung einbezogen. Der Lehrskizze 

ist eine Erklärung beizufügen, daß sie ohne fremde 

Hilfe angefertigt wurde.

§ 13

Bewertung der Prüfung

(1) Für die Bewertung der Prüfung werden sechs 

Notenstufen verwendet, nämlich

(3) Im schulpraktischen Teil wird jede Lehrprobe 

einzeln bewertet.

(4) Die Hausarbeit und die schriftlichen Arbeiten 

werden von zwei Prüfern (Erst- und Zweitprüfer) 

selbständig bewertet. Bei Abweichen der Beurteilung 

sollen die beiden Prüfer eine Einigung über die Be

wertung versuchen. Kommt eine Einigung nicht zu

stande, so entscheidet der Vorsitzende des Prüfungs

ausschusses oder ein von ihm bestimmter Dritt- 

prüfer.

(5) Die Aufsichtsführenden bei der Durchführung 

des schriftlichen Teils der Prüfung dürfen nicht zur 

Bewertung von Prüfungsarbeiten herangezogen 

werden, bei denen sie die Aufsicht ausgeübt haben.

§ 14

Berechnung und Festlegung der Fachnoten 
und der Gesamtprüfungsnote

(1) Für die Berechnung der Fachnoten und der 

Gesamtprüfungsnote zählen die Einzelnoten der:

a) Hausarbeit dreifach

b) Erziehungswissenschaft 

und Jugendkunde

c) Didaktik und Methodik

schriftlich vierfach
mündlich zweifach

schriftlich vierfach

mündlich zweifach

d) Schulpraxis 1. Lehrprobe fünffach
2. Lehrprobe fünffach 

Fachnoten werden über die Prüfungsteile a), b), c) 

und d) erteilt. Teiler für die Gesamtprüfungsnote 

ist 25.

(2) Die Fachnoten werden nur in ganzen Ziffern 

ausgedrückt, wobei die errechneten Noten bis .. ,50 

ab-, von ,51 an aufgerundet werden. Die Fachnote 

für die Schulpraxis ergibt sich aus den beiden Einzel

noten und wird nur in einer ganzen Note ausgedrückt.

(3) Es erhalten die Gesamtprüfungsnote

„Mit Auszeichnung 

bestanden“

„Gut bestanden“

„Befriedigend
bestanden“

„Bestanden“

Prüfungsteilnehmer mit einer 

Durchschnittsnote
bis 1.50

Prüfungsteilnehmer mit einer 

Durchschnittsnote
von 1,51 — 2,50

Prüfungsteilnehmer mit einer 

Durchschnittsnote
von 2,51 — 3,50 

Prüfungsteilnehmer mit einer 

Durchschnittsnote
von 3,51 — 4,50

§ 15

Festsetzung der Platzziffer

(1) Für jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung 

bestanden hat, ist auf Grund seiner Notensumme 

auf einer Schlußsitzung des Prüfungsausschusses 

eine Platzziffer festzusetzen. Bei gleichen Noten

summen erhält der Prüfungsteilnehmer mit dem
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besseren Ergebnis in der Schulpraxis die niedrigere 
Platzziffer. Bei Erteilung der gleichen Platzziffer an 
mehrere Prüfungsteilnehmer erhält der nächstbeste 
Teilnehmer die Platzziffer, die sich ergibt, wenn die 
mehreren gleichen Platzziffern fortlaufend weiter
gezählt werden.

(2) Die Prüfung ist abgeschlossen, wenn sämtliche 
Prüfungsleistungen aller Prüfungsteilnehmer end
gültig bewertet sind.

§ 16

Nichtbestehen der Prüfung

Die Prüfung hat (abgesehen von den Fällen gemäß 
§ 18 und § 19 der Prüfungsordnung) nicht bestanden, 
wer eine schlechtere Fachnote (vgl. § 14) als „aus
reichend“ in der

a) Hausarbeit oder

b) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde oder

c) Didaktik und Methodik oder

d) Schulpraxis 

erhält.

§ 17
Zeugnis

(1) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis 
ausgestellt, das vom Vorsitzenden des Prüfungsaus
schusses unterschrieben wird. Es enthält neben dem 
Gesamtergebnis der Dipl.-Handelslehrerprüfung die 
Fachnoten und die Gesamtprüfungsnote mit der 
Durchschnittsnote aus der Anstellungsprüfung sowie 
die Bemerkung, daß der Inhaber des Zeugnisses die 
Berechtigung hat, die Berufsbezeichnung „Assessor“ 
zu führen.

(2) Mit dem Zeugnis wird eine Bescheinigung aus
gestellt, die neben der Zahl der Prüfungsteilnehmer 
die erreichte Platzziffer angibt und die bei Bewer
bungen innerhalb Bayerns mit dem Zeugnis vorzu
legen ist.

(3) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält 
darüber eine Bescheinigung, aus der die Gründe des 
Nichtbestehens ersichtlich sind.

§ 18

Rücktritt, Verhinderung und Versäumnis

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach der Zulas
sung und vor Beginn der Prüfungsarbeiten zurück 
oder kommt er der Aufforderung zur Prüfungsab
legung nicht nach, so gilt die Prüfung als abgelegt 
und nicht bestanden. Dies gilt nicht, wenn der Prü
fungsteilnehmer aus Gründen, die er nicht zu ver
treten hat, die Prüfung nicht ablegen kann.

(2) Kann ein Prüfungsteilnehmer nach Beginn der 
Prüfungsarbeiten aus Gründen, die er nicht zu ver
treten hat, die Prüfung nicht oder nur zum Teil ab
legen, so gilt folgendes:

a) Hat der Prüfungsteilnehmer noch nicht 15/25 der 
Prüfungsleistungen (§ 14 Nr. 1) erbracht, so gilt 
die Prüfung als nicht abgelegt;

b) hat der Prüfungsteilnehmer mindestens 15/25 der 
Prüfungsleistungen erbracht, so sind die fehlen
den Prüfungsteile innerhalb einer vom Vorsitzen
den des Prüfungsausschusses zu bestimmenden 
Zeit nachzuholen.

(3) Der Nachweis der Verhinderung ist unverzüg
lich zu erbringen, im Falle der Krankheit durch 
amtsärztliches Zeugnis. Der Prüfungsausschuß stellt 
fest, ob eine von dem Prüfungsteilnehmer nicht zu 
vertretende Verhinderung vorliegt.

§ 19

Unterschleif und Beeinflussungsversuch

(1) Versucht ein Prüfungsteilnehmer, das Ergebnis 
einer Prüfung durch Unterschleif, Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu eigenem

oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so ist die be
treffende Prüfungsleistung mit „ungenügend“ zu be
werten. In schweren Fällen ist der Prüfungsteilneh
mer von der Prüfung auszuschließen (§ 6 Abs. 6 d); 
er hat die Prüfung nicht bestanden. Als versuchter 
Unterschleif gilt bereits der Besitz nicht zugelasse
ner Hilfsmittel nach Ausgabe der Prüfungsaufgaben.

(2) Wird ein Sachverhalt nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die be
treffende Prüfungsleistung nachträglich mit „unge
nügend“ zu bewerten. In schweren Fällen ist die 
Prüfung als nicht bestanden zu erklären. Ein un
richtiges Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(3) Ein Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer zu 
günstigerer Beurteilung zu veranlassen oder eine 
mit der Feststellung des Prüfungsergebnisses beauf
tragte Person zur Verfälschung des Prüfungsergeb
nisses zu verleiten versucht, hat die Prüfung nicht 
bestanden. Ist die Prüfung noch nicht abgeschlossen, 
so ist er von der Fortsetzung auszuschließen und die 
Prüfung als nicht bestanden zu erklären.

§ 20

Wiederholung der Prüfung

(1) Prüfungsteilnehmer, welche die Prüfung nicht 
bestanden haben oder deren Prüfung als nicht be
standen gilt, können sie im Rahmen der nächsten 
ordentlichen Prüfung wiederholen.

(2) Die Prüfung kann zur Verbesserung des Er
gebnisses im Rahmen der nächsten ordentlichen. 
Prüfung freiwillig wiederholt werden. Der Prüfungs
teilnehmer hat die Wahl, welches Prüfungsergebnis 
er gelten lassen will. Soll das zweite Prüfungszeug
nis gelten, so wird das neue Zeugnis erst nach Rück
gabe des ersten Zeugnisses ausgehändigt.

(3) Eine dritte Ablegung der Prüfung ist in der 
Regel nicht möglich. Ausnahmen bedürfen der Zu
stimmung des Landespersonalausschusses.

(4) Der Antrag auf wiederholte Zulassung zur Prü
fung ist beim Vorsitzenden des Prüfungsausschus
ses einzureichen.

(5) Bei Wiederholung der Prüfung ist sie in allen 
Teilen neu abzulegen. Die Hausarbeit kann angerech
net werden, wenn sie nicht schlechter als mit „be
friedigend“ bewertet worden ist. In diesem Falle 
wird die frühere Bewertung übernommen. Der An
trag ist mit der Meldung zur Prüfung zu stellen.

§ 21

Niederschrift und Prüfungsliste

(1) Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu füh
ren, die über alle wesentlichen Vorkommnisse Auf
schluß gibt. Es ist insbesondere festzustellen, daß die 
Prüfungsumschläge unversehrt waren (§ 10 Abs. 2) 
und die Aufgaben ordnungsgemäß unter Aufsicht 
und unter Einhaltung der festgesetzten Arbeitszeiten 
gelöst worden sind.

(2) In der Prüfungsliste sind die Einzelnoten, die 
Fach- und die Gesamtprüfungsnoten einschließlich 
der Durchschnittsnoten und' die Platzziffern einzu
tragen.

(3) Die Prüfungsliste ist abschriftlich dem Landes
personalausschuß zu übermitteln.

§ 22

Prüfungsgebühr

(1) Die Prüfungsgebühr beträgt 120,— DM. Die 
Gebühr ist bei der vom Prüfungsausschuß bezeich- 
neten Stelle einzuzahlen.

(2) Tritt der Antragsteller vor Beginn der schrift
lichen Prüfung zurück, so ist ihm die Hälfte der Ge
bühr zu erstatten.
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§ 23

Anfechtung von Entscheidungen

(1) Prüfungsentscheidungen, die Verwaltungsakte 
sind, können nach den Vorschriften der Verwal
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGBl. I 
S. 17) angefochten werden.

(2) Die Prüfungsteilnehmer können auch beim 
Landespersonalausschuß Antrag auf Überprüfung 
einer Prüfungsentscheidung stellen. Hierbei können 
Bewertungen nur darauf nachgeprüft werden, ob 
verfahrensrechtliche Vorschriften verletzt wurden 
oder ob der Beurteilung der Prüfungsleistung rechts
irrige oder sachfremde Erwägungen zu Grunde lagen. 
Durch den Antrag beim Landespersonalausschuß 
werden die nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
vorgesehenen Fristen für die Einlegung eines Rechts
mittels nicht gewahrt.

§ 24

Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Soweit diese Prüfungsordnung besondere Vor
schriften nicht enthält, kommt die Allgemeine Prü
fungsordnung (APO) vom 17. Oktober 1962 (GVB1. 
S. 261) zur Anwendung.

(2) Die Prüfungsordnung tritt am 1. Januar 1966 
in Kraft. Gleichzeitig wird die Prüfungsordnung vom 
7. Januar 1960 (KMB1. S. 14) außer Kraft gesetzt.

München, den 14. Oktober 1965

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Huber, Staatsminister

Prüfungsordnung
für die Anstellungsprüfung (II. Prüfung) 

für das Lehramt an gewerblichen und haus- 
wirtschaftlichen Berufsschulen und Berufs

aufbauschulen 

Vom 14. Oktober 1965

Auf Grund der Art. 115 Abs. 2 letzter Halbsatz und 
117 Abs. 3 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) 
in der Fassung vom 30. Oktober 1962 (GVB1. s” 291) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter
richt und Kultus im Einvernehmen mit dem Lan
despersonalausschuß folgende Prüfungsordnung:

§ 1

Zweck der Prüfung

Mit dem erfolgreichen Ablegen der Anstellungs
prüfung (II. Prüfung) für das Lehramt an gewerb
lichen und hauswirtschaftlichen Berufsschulen wird 
die Befähigung für diese Laufbahn im Sinne der 
Laufbahnbestimmungen erworben. Das Bestehen der 
Prüfung gibt keinen Anspruch auf Verwendung im 
Schuldienst.

§ 2

Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung wird im Auftrag des Landesper
sonalausschusses vom Staatsministerium für Unter
richt und Kultus durchgeführt; sie hat Wettbewerbs
charakter.

(2) Die Mitglieder des Landespersonalausschusses 
und der Generalsekretär als Leiter der Geschäfts
stelle sowie von ihm beauftragte Beamte der Ge
schäftsstelle haben Zutritt zu allen Teilen der Prü
fung. Sie sind berechtigt, Einsicht in die überprüften 
und bewerteten Aufgabenbearbeitungen zu nehmen 
und an den Beratungen der Prüfungsausschüsse 
teilzunehmen.

§ 3

Bekanntmachung des Prüfungstermins

(1) Die Prüfungen sind mindestens sechs Wochen 
vor Ablauf der Meldefrist bekanntzumachen.

(2) Die Meldefrist für die Prüfungen wird unter 
Angabe der Zulassungsvoraussetzungen im Amts
blatt des Bayerischen Staatsministeriums für Unter
richt und Kultus veröffentlicht.

§ 4

Meldung zur Prüfung

(1) Bei der Meldung sind vorzulegen

a) ein Lebenslauf,

b) eine beglaubigte Abschrift des Zeugnisses über 
die erfolgreich abgelegte Einstellungsprüfung 
(I. Prüfung) für das Lehramt an gewerblichen 
und hauswirtschaftlichen Berufsschulen,

c) der Nachweis über den ordnungsgemäß abgelei- 
steten Vorbereitungsdienst an Berufsschulen in 
Bayern,

d) die Bestätigung des Seminarleiters über die regel
mäßige und erfolgreiche Teilnahme am Seminar,

e) die Hausarbeit gemäß § 8 der Prüfungsordnung.

(2) Die Meldung ist mit allen Anlagen über den 
Leiter der Berufsschule, an der der Vorbereitungs
dienst abgeleistet wird, und die zuständige Regie
rung an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
beim Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
zu richten. Die Regierung fügt der Meldung ihre 
Stellungnahme unter Beachtung von § 5 Abs. 3 bei.

§ 5
Zulassung zur Prüfung

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer

a) die Einstellungsprüfung (I. Prüfung) bestanden 
hat,

b) im letzten Jahr des Vorbereitungsdienstes steht 
und mindestens ausreichende Leistungen in der 
Schulpraxis aufweisen kann,

c) an einem Seminar für die im Vorbereitungsdienst 
stehenden Lehramtsanwärter ordnungsgemäß 
teilgenommen hat und mindestens ausreichende 
Leistungen aufweisen kann,

d) eine Hausarbeit gemäß § 8 der Prüfungsordnung 
vorgelegt und

e) die Meldefrist eingehalten hat.

(2) Die Zulassung ist unter der Bedingung auszu
sprechen, daß der Vorbereitungsdienst abgeschlossen 
wird. Ob und wieweit im Einzelfall ein Vorberei
tungsdienst außerhalb Bayerns auf den bayerischen 
Vorbereitungsdienst angerechnet wird, entscheidet 
das Staatsministerium für Unterricht und Kultus.

(3) Lehramtsanwärter mit mangelhaften oder un
genügenden Leistungen in der Schulpraxis oder in 
der Seminararbeit sind unter Verlängerung des Vor
bereitungsdienstes ein Jahr zurückzustellen.

(4) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ent
scheidet im Benehmen mit dem dem Prüfungsaus
schuß angehörenden Schulaufsichtsbeamten über die 
Zulassung zur Prüfung. Dem Bewerber ist die Zu
lassung oder Ablehnung, diese mit Begründung, 
schriftlich mitzuteilen.

(5) Die Prüfung beginnt mit der Mitteilung der 
Zulassung an den Bewerber.

§ 6

Prüfungsleitung, Prüfungsausschuß 
und Prüfungskommissionen

(1) Der Prüfungsausschuß wird vom Staatsmini
sterium für Unterricht und Kultus bestellt. Seine 
Zusammensetzung ist rechtzeitig vor Beginn der 
Prüfung der Geschäftsstelle des Landespersonalaus
schusses mitzuteilen.

(2) Dem Prüfungsausschuß gehören an

a) als Vorsitzender ein Vertreter des Staatsministe
riums für Unterricht und Kultus,

b) als Mitglieder ein Schulaufsichtsbeamter, ein Se
minarleiter und ein bewährter Berufsschullehrer..
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Für den Vorsitzenden und die Mitglieder sind Stell

vertreter zu bestellen.

(3) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann 

zur Abnahme des mündlichen und schulpraktischen 

Prüfungsteils Prüfungskommissionen bestellen und 

deren Vorsitzende bestimmen. Die Prüfungskommis

sionen bestehen aus mindestens drei Mitgliedern. 

Diese müssen dem Personenkreis angehören, aus 

dem die Mitglieder des Prüfungsausschusses ernannt 

werden können, oder Lehrkräfte sein, die in der 

Ausbildung der Berufsschullehrer tätig sind.

(4) Der Prüfungsausschuß und die Prüfungskom

missionen entscheiden mit Stimmenmehrheit; bei 

Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

(5) Der Prüfungsvorsitzende hat

a) die Prüfung vorzubereiten,

b) Vorschläge für die Prüfungsaufgaben einzuholen,

c) für die vertrauliche Behandlung der gestellten 

Prüfungsaufgaben zu sorgen,

d) die schriftliche Prüfung durch Aufsichtspersonen 

überwachen zu lassen,

e) im Benehmen mit einem Mitglied des Prüfungs

ausschusses die Nachlertigung von Aufgaben zu 

regeln.

f) das Prüfungszeugnis oder die Bescheinigung nach 

§ 17 Abs. 3 auszustellen und Abdruck der Ergeb

nisliste der Geschäftsstelle des Landespersonal

ausschusses zu übersenden.

(6) Der Prüfungsausschuß hat

a) die Prüfungsaufgaben zu stellen,

b) die Prüfer für die Bewertung der schriftlichen 

Arbeiten aus dem Kreis der Personen zu bestim

men, die zu Mitgliedern des Prüfungsausschusses 

ernannt werden können,

c) die schulpraktische und mündliche Prüfung ab

zunehmen, sofern nicht Prüfungskommissionen 

bestellt werden,

d) in schweren Fällen des § 19 Abs. 1 und 2 und im 

Fall des § 19 Abs. 3 zu entscheiden,

e) die Prüfungsergebnisse festzustellen.

§ 7

Prüfungsteile 

Die Prüfung besteht

a) aus einer Hausarbeit,

b) aus einem schriftlichen Teil,

c) aus einem mündlichen Teil und

d) aus einem schul praktischen Teil.

§ 8
Hausarbeit

(1) Die Hausarbeit ist aus den Gebieten der schrift

lichen Prüfung (Erziehungswissenschaft und Jugend

kunde oder Didaktik und Methodik) oder aus dem 

Fachgebiet des Prüfungsteilnehmers zu fertigen; der 

Gegenstand der Arbeit muß für eine gewerbliche 

oder hauswirtschaftliche Berufsschule von Bedeu

tung sein. Die Vorlage der Hausarbeit ist Voraus

setzung für die Zulassung zur Prüfung; die Haus

arbeit selbst ist Prüfungsteil (vgl. § 7).

(2) Der Prüfungsteilnehmer kann mit Zustimmung 

des Seminarleiters den Gegenstand der.Arbeit selbst 

wählen. Macht er davon keinen Gebrauch, so stellt 

der Seminarleiter rechtzeitig Themen für die Arbeit 

zur Wahl.

(3) Die Hausarbeit wird zu den Prüfungsakten ge

nommen. Der Verfasser darf sie ganz oder teilweise 

nur mit Zustimmung des Prüfungsvorsitzenden ver

öffentlichen.

(4) Die bei der Bearbeitung der Hausarbeit be

nützten Quellen und Hilfsmittel sind in einem der

Arbeit beigebundenen Verzeichnis aufzuführen. Ent

lehnungen und Zitate sind in der bei wissenschaft

lichen Arbeiten üblichen Weise zu kennzeichnen und 

nachzuweisen. Der Arbeit ist auf der Titelseite fol

gende Erklärung mit Datum und Unterschrift bei

zufügen: „Ich versichere, daß ich die Arbeit selb

ständig angefertigt, sie nicht anderweitig ganz oder 

teilweise für Prüfungszwecke vorgelegt und alle 

benützten Quellen und Hilfsmittel angegeben habe.“

§ 9

Schriftlicher Prüfungsteil

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung umfaßt zwei 

Aufsichtsarbeiten mit einer Arbeitszeit von je vier 

Stunden über

a) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde,

b) Didaktik und Methodik der einschlägigen Lehr

gebiete.

(2) In Erziehungswissenschaft und Jugendkunde 

werden auch die geschichtliche Entwicklung der Be

rufsschule, vor allem in Bayern, ferner die Kenntnis 

der schulrechtlichen Bestimmungen für die Erzie

hungsarbeit dieser Schulen sowie der wichtigsten 

Bestimmungen über Schulverwaltung und Schul

organisation geprüft.

(3) In Didaktik und Methodik werden auch die 

schulrechtlichen Bestimmungen über die Unterrichts

erteilung geprüft.

§ 10

Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) An jedem Prüfungstag sind vor Beginn der 

Prüfung die Arbeitsplätze zu verlosen. Die Plätze im 

Prüfungsraum sind entsprechend zu numerieren. Die 

Prüfungsteilnehmer dürfen auf die Prüfungsarbeit 

nicht ihren Namen, sondern lediglich ihre Arbeits

platznummer setzen. Das Verzeichnis der Arbeits

platznummern ist vom Vorsitzenden des Prüfungs

ausschusses so lange verschlossen zu verwahren, bis 

die jeweils unter der gleichen Arbeitsplatzordnung 

angefertigten Prüfungsarbeiten endgültig bewertet 

sind. Die Prüfungsnoten werden erst nach ihrer end

gültigen Festsetzung in die Prüfungsakten eingetragen.

(2) Die Prüfungsaufgaben sind in verschlossenem 

Umschlag in den Prüfungsraum zu bringen. Sie dür

fen erst verteilt werden, nachdem einem Prüfungs

teilnehmer Gelegenheit gegeben wurde, sich von der 

Unversehrtheit des Verschlusses zu überzeugen.

(3) Die Aufsicht bei der Abnahme der schriftlichen 

Prüfung führen die vom Prüfungsvorsitzenden be

auftragten Aufsichtspersonen. Diese haben darüber 

zu wachen, daß jeder Unterschleif bei der Anferti

gung der Prüfungsarbeiten unterbleibt. Sie haben die 

Prüfungsteilnehmer vor Beginn der Prüfung zur Ab

lieferung nicht zugelassener Hilfsmittel aufzufordern. 

Es ist darauf zu achten, daß während der Anfertigung 

der Prüfungsarbeiten nicht mehrere Prüfungsteil

nehmer gleichzeitig den Prüfungsraum verlassen.

(4) Nach Ablauf der Arbeitszeit sind die Prüfungs

arbeiten samt den Entwürfen abzufordern. 15 Mi

nuten vorher sind die Prüfungsteilnehmer darauf 

aufmerksam zu machen. Wird eine Arbeit trotz Auf

forderung nicht rechtzeitig abgegeben, so ist sie mit 

„ungenügend“ zu bewerten.

§ 11
Mündlicher Prüfungsteil

(1) Der mündliche Teil der Prüfung umfaßt

a) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde (§ 9 

Abs. 2),

b) Didaktik und Methodik (§ 9 Abs. 3).

(2) Die mündliche Prüfung dauert jeweils 30 Mi

nuten. Diese Zeit soll je zur Hälfte auf die unter
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Absatz 1 a) und b) genannten Gebiete verwendet wer- I 
den. Bei der Prüfung aus dem Gebiet der Didaktik 
und Methodik kann auch auf das Fachgebiet der 
Hausarbeit eingegangen werden.

§ 12

Schulpraktischer Prüfungsteil

(1) Der schulpraktische Teil umfaßt zwei Lehrpro
ben, und zwar eine aus dem fachlichen und eine aus 
dem nichtfachlichen Unterricht. Jede Lehrprobe soll 
etwa 40 bis 45 Minuten dauern.

(2) Die Aufgaben für den schulpraktischen Teil 
werden dem Prüfungsteilnehmer am Tage vorher 
durch Auslosen übergeben.

(3) Bei Beginn des Unterrichts hat er eine ohne 
fremde Hilfe angefertigte Lehrskizze über den ge
planten Unterricht dem Vorsitzenden vorzulegen, sie 
wird in die Beurteilung einbezogen. Der Lehrskizze 
ist eine Erklärung beizufügen, daß sie ohne fremde 
Hilfe angefertigt wurde.

§ 13

Bewertung der Prüfung

(1) Für die Bewertung der Prüfung werden sechs 
Notenstufen verwendet, nämlich

sehr gut (1) = eine besonders hervorragende 
Leistung

gut (2) eine erheblich über dem Durch
schnitt liegende Leistung

befriedigend (3) eine über dem Durchschnitt lie
gende Leistung

ausreichend (4) = eine Leistung, die durchschnitt
lichen Anforderungen entspricht

mangelhaft (5) = eine Leistung mit erheblichen 
Mängeln

ungenügend (6) eine völlig unbrauchbare Lei
stung.

(2) Bei der Beurteilung der Lehrproben sind Zwi
schennoten (halbe Noten) zulässig, dagegen nicht bei 
der Bewertung der übrigen Prüfungsleistungen.

(3) Im schulpraktischen Teil wird jede Lehrprobe 
einzeln bewertet.

(4) Die Hausarbeit und die schriftlichen Arbeiten 
werden von zwei Prüfern (Erst- und Zweitprüfer) 
selbständig bewertet. Bei Abweichen der Beurteilung 
sollen die beiden Prüfer eine Einigung über die Be
wertung versuchen. Kommt eine Einigung nicht zu
stande, so entscheidet der Vorsitzende des Prüfungs
ausschusses oder ein von ihm bestimmter Drittprüfer.

(5) Die Aufsichtsführenden bei der Durchführung 
des schriftlichen Teils der Prüfung dürfen nicht zur 
Bewertung von Prüfungsarbeiten herangezogen wer
den, bei denen sie die Aufsicht ausgeübt haben.

§ 14

Berechnung und. Festlegung der Fachnoten 
und der Gesamtprüfungsnote

(1) Für die Berechnung der Fachnoten und der 
Gesamtprüfungsnote zählen die Einzelnoten der:

a) Hausarbeit

b) Erziehungswissenschaft 
und Jugendkunde

c) Didaktik und Methodik

d) Schulpraxis

dreifach

schriftlich vierfach 
mündlich zweifach

schriftlich vierfach 
mündlich zweifach

1. Lehr probe fünffach
2. Lehrprobe fünffach

Fachnoten werden über die Prüfungsteile a), b), c) 
und d) erteilt. Teiler für die Gesamtprüfungsnote ist 25.

(2) Die Fachnoten werden nur in ganzen Ziffern 
ausgedrückt, wobei die errechneten Noten bis .. ,50 
ab-, von . . ,51 an aufgerundet werden. Die Fachnote 
für die Schulpraxis ergibt sich aus den beiden Ein
zelnoten und wird nur in einer ganzen Note aus
gedrückt.

(3) Es erhalten die Gesamtprüfungsnote

„Mit Auszeichnung 
bestanden“

„Gut bestanden“

„Befriedigend
bestanden“

„Bestanden“

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote bis 1,50

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote von 1,51—2,50 

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote von 2,51—3,50 

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote von 3,51—4,50

§ 15

Festsetzung der Platzziffer

(1) Für jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung 
bestanden hat, ist auf Grund seiner Notensumme auf 
einer Schlußsitzung des Prüfungsausschusses eine 
Platzziffer innerhalb seiner Fachrichtung festzuset
zen. Bei gleichen Notensummen erhält der Prüfungs
teilnehmer mit dem besseren Ergebnis in der Schul
praxis die niedrigere Platzziffer. Bei Erteilung der 
gleichen Platzziffer an mehrere Prüfungsteilnehmer 
erhält der nächstbeste Teilnehmer die Platzziffer, die 
sich ergibt, wenn die mehreren gleichen Platzziffern 
fortlaufend weitergezählt werden.

(2) Die Prüfung ist abgeschlossen, wenn sämtliche 
Prüfungsleistungen aller Prüfungsteilnehmer end
gültig bewertet sind.

§ 16

Nichtbestehen der Prüfung

Die Prüfung hat (abgesehen von den Fällen gemäß 
§ 18 und § 19 der Prüfungsordnung) nicht bestanden, 
wer eine schlechtere Fachnote (vgl. § 14) als „aus
reichend“ in der

a) Hausarbeit oder

b) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde oder

c) Didaktik und Methodik oder

d) Schulpraxis 

erhält.

§ 17 
Zeugnis

(1) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis 
ausgestellt, das vom Vorsitzenden des Prüfungsaus
schusses unterschrieben wird. Es enthält die Fach
noten und die Gesamtprüfungsnote mit der Durch
schnittsnote.

. .(2) Mit dem . Zeugnis wird eine Bescheinigung aus
gestellt, die neben der Zahl der Prüfungsteilnehmer 
die erreichte Platzziffer innerhalb der Fachrichtung 
angibt und die bei Bewerbungen innerhalb Bayerns 
mit dem Zeugnis vorzulegen ist.

(3) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält 
darüber eine Bescheinigung, aus der die Gründe des 
Nichtbestehens ersichtlich sind.

§ 18

Rücktritt, Verhinderung und Versäumnis

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach der Zulas
sung und vor Beginn der Prüfungsarbeiten zurück 
oder kommt er der Aufforderung zur Prüfungsable
gung nicht nach, so gilt die Prüfung als abgelegt und 
nicht bestanden. Dies gilt nicht, wenn der Prüfungs
teilnehmer aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, die Prüfung nicht ablegen kann.

(2) Kann ein Prüfungsteilnehmer nach Beginn der 
Prüfungsarbeiten aus Gründen, die er nicht zu ver-
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treten hat, die Prüfung nicht oder nur zum Teil ab- 
legen, so gilt folgendes:

a) Hat der Prüfungsteilnehmer noch nicht 15/25 der 
Prüfungsleistungen (§ 14 Nr. 1) erbracht, so gilt 
die Prüfung als nicht abgelegt;

b) hat der Prüfungsteilnehmer mindestens 15/25 der 
Prüfungsleistungen erbracht, so sind die fehlen
den Prüfungsteile innerhalb einer vom Vorsitzen
den des Prüfungsausschusses zu bestimmenden 
Zeit nachzuholen.

(3) Der Nachweis der Verhinderung ist unverzüg
lich zu erbringen, im Falle der Krankheit durch 
amtsärztliches Zeugnis. Der Prüfungsausschuß stellt 
fest, ob eine von dem Prüfungsteilnehmer nicht zu 
vertretende Verhinderung vorliegt.

§ 19
Unterschleif und Beeinflussungsversuch

(1) Versucht ein Prüfungsteilnehmer, das Ergebnis 
einer Prüfung durch Unterschleif, Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu eigenem 
oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so ist die be
treffende Prüfungsleistung mit „ungenügend“ zu be
werten. In schweren Fällen ist der Prüfungsteilneh
mer von der Prüfung auszuschließen (§ 6 Abs. 6d); 
er hat die Prüfung nicht bestanden. Als versuchter 
Unterschleif gilt bereits der Besitz nicht zugelassener 
Hilfsmittel nach Ausgabe der Prüfungsaufgaben.

(2) Wird ein Sachverhalt nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die be
treffende Prüfungsleistung nachträglich mit „un
genügend“ zu bewerten. In schweren Fällen ist die 
Prüfung als nicht bestanden zu erklären. Ein un
richtiges Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(3) Ein Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer zu 
günstigerer Beurteilung zu veranlassen oder eine mit 
der Feststellung des Prüfungsergebnisses beauftragte 
Person zur Verfälschung des Prüfungsergebnisses zu 
verleiten versucht, hat die Prüfung nicht bestanden. 
Ist die Prüfung noch nicht abgeschlossen, so ist er 
von der Fortsetzung auszuschließen und die Prüfung 
als nicht bestanden zü erklären.

§ 20

Wiederholung der Prüfung

(1) Prüfungsteilnehmer, welche die Prüfung nicht 
bestanden haben oder deren Prüfung als nicht be
standen gilt, können sie im Rahmen der nächsten 
ordentlichen Prüfung wiederholen.

(2) Die Prüfung kann zur Verbesserung des Ergeb
nisses im Rahmen der nächsten ordentlichen Prüfung 
freiwillig wiederholt werden. Der Prüfungsteilneh
mer hat die Wahl, welches Prüfungsergebnis er gelten 
lassen will. Soll das zweite Prüfungszeugnis gelten, 
so wird das neue Zeugnis erst nach Rückgabe des 
ersten Zeugnisses ausgehändigt.

(3) Eine dritte Ablegung der Prüfung ist in der 
Regel nicht möglich. Ausnahmen bedürfen der Zu
stimmung des Landespersonalausschusses.

(4) Der Antrag auf wiederholte Zulassung zur 
Prüfung ist beim Vorsitzenden des Prüfungsaus
schusses einzureichen.

(5) Bei Wiederholung der Prüfung ist sie in allen 
Teilen neu abzulegen. Die Hausarbeit kann ange
rechnet werden, wenn sie nicht schlechter als mit 
„befriedigend“ bewertet worden ist. In diesem Falle 
wird die frühere Bewertung übernommen. Der An
trag ist mit der Meldung zur Prüfung zu stellen.

§ 21

Erweiterungsprüfung

(1) Wer die Anstellungsprüfung für das Lehramt 
an gewerblichen oder hauswirtschaftlichen Berufs
schulen mit Erfolg abgelegt hat, kann zu seinem

Fachgebiet durch eine Erweiterungsprüfung die 
Lehrbefähigung in einer weiteren Fachrichtung er
werben. Die Erweiterungsprüfung wird im Rahmen 
der Anstellungsprüfung durchgeführt.

(2) Die Meldung zur Erweiterungsprüfung ist über 
die Schulleitung und die Regierung an das Staats
ministerium für Unterricht und Kultus (Vorsitzen
den des Prüfungsausschusses) zu richten. Für die 
Meldung gelten die gleichen Fristen wie für die 
Anstellungsprüfung.

(3) Bei der Meldung sind vorzulegen

a) das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte An
stellungsprüfung für das Gewerbelehramt (ab
schriftlich) und

b) die Nachweise über die erworbenen Fachkennt
nisse und Fertigkeiten in dem Fachgebiet, in dem 
die Erweiterungsprüfung abgelegt werden soll; 
die Fachpraxis ist nachzuweisen.

(4) Die Erweiterungsprüfung umfaßt

a) eine schriftliche Aufsichtsarbeit von drei Stunden 
Arbeitsdauer aus dem Gebiet der einschlägigen 
Fachwissenschaft und eine mündliche Prüfung 
von 20 Minuten Dauer aus diesem Gebiet,

b) eine schriftliche Aufsichtsarbeit von drei Stunden 
Arbeitsdauer aus der einschlägigen Fachmethodik,

c) eine Lehrprobe aus dem Fachgebiet von etwa 40 
bis 45 Minuten Dauer.

In der mündlichen Prüfung kann auch auf Fragen 
der Fachmethodik eingegangen werden.

(5) Die Erweiterungsprüfung ist nicht bestanden, 
wenn in der Fachwissenschaft oder in der Fach
methodik oder in der Lehrprobe ein schlechteres 
Ergebnis als „ausreichend“ erreicht worden ist.

(6) Über die Erweiterungsprüfung wird ein eigenes 
Zeugnis ausgestellt; eine Gesamtprüfungsnote und 
eine Platzziffer werden nicht festgestellt.

(7) Für die Durchführung der Erweiterungsprü
fung gelten im übrigen die Bestimmungen dieser 
Prüfungsordnung.

§ 22

Niederschrift und Prüfungsliste

(1) Über die Prüfung, auch die Erweiterungs
prüfung, ist eine Niederschrift zu führen, die über 
alle wesentlichen Vorkommnisse Aufschluß gibt. 
Es ist insbesondere festzustellen, daß die Prüfungs
umschläge unversehrt waren (§ 10 Abs. 2) und die 
Aufgaben ordnungsgemäß unter Aufsicht und unter 
Einhaltung der festgesetzten Arbeitszeiten gelöst 
worden sind.

(2) In der Prüfungsliste sind die Einzelnoten, die 
Fach- und die Gesamtprüfungsnoten einschließlich 
der Durchschnittsnoten und die Platzziffern einzu
tragen.

(3) Die Prüfungsliste ist abschriftlich dem Lan
despersonalausschuß zu übermitteln.

§ 23
Prüfungsgebühr

(1) Die ordentliche Prüfungsgebühr beträgt 
100,— DM; die Gebühr für die Erweiterungsprüfung 
beträgt 50,— DM. Die Gebühr ist bei der vom Prü
fungsausschuß bezeichneten Stelle einzuzahlen.

(2) Tritt der Antragsteller vor Beginn der schrift
lichen Prüfung zurück, so ist ihm die Hälfte der 
Gebühr zu erstatten.

§ 24
Anfechtung von Entscheidungen

(1) Prüfungsentscheidungen, die Verwaltungsakte 
sind, können nach den Vorschriften der Verwal
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGBl. I 
S. 17) angefochten werden.
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(2) Die Prüfungsteilnehmer können auch beim 
Landespersonalausschuß Antrag auf Überprüfung 
einer Prüfungsentscheidung stellen. Hierbei können 
Bewertungen nur darauf nachgeprüft werden, ob 
verfahrensrechtliche Vorschriften verletzt wurden 
oder ob der Beurteilung der Prüfungsleistung rechts
irrige oder sachfremde Erwägungen zu Grunde lagen. 
Durch den Antrag beim Landespersonalausschuß 
werden die nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
vorgesehenen Fristen für die Einlegung eines Rechts
mittels nicht gewahrt.

§ 25
Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Soweit diese Prüfungsordnung besondere Vor
schriften nicht enthält, kommt die Allgemeine Prü
fungsordnung (APO) vom 17. Oktober 1962 (GVB1. 
S. 261) zur Anwendung.

(2) Bis auf weiteres erwerben Volksschullehrer 
mit erfolgreich abgelegter II. Lehramtsprüfung für 
den Volksschuldienst die Befähigung (§ 1) für den 
gewerblichen und hauswirtschaftlichen Berufsschul
dienst, wenn sie nach dem berufspädagogischen Stu
dium die Abschlußprüfung mit Erfolg ablegen. Ein 
entsprechender Zusatz ist in das Zeugnis aufzu
nehmen.

(3) Bis einschließlich 1968 können Bewerber, die 
eine der Einstellungsprüfung gleichwertige Prüfung 
abgelegt haben und eine dem Vorbereitungsdienst 
entsprechende Tätigkeit im Schuldienst aufweisen, 
mit Zustimmung des Landespersonalausschusses zur 
Prüfung zugelassen werden.

(4) Die Prüfungsordnung tritt am 1. Januar 1966 
in Kraft. Gleichzeitig wird die Prüfungsordnung 
vom 7. Januar 1960 (KMB1. S. 5) außer Kraft gesetzt.

München, den 14. Oktober 1965

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Huber, Staatsminister

Prüfungsordnung
für die Anstellungsprüfung (II. Prüfung) 

für das Lehramt an landwirtschaftlichen und 
gartenbaulichen Berufsschulen und Berufs

aufbauschulen 

Vom 14. Oktober 1965

Auf Grund der Art. 115 Abs. 2 letzter Halbsatz und 
117 Abs. 3 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) 
in der Fassung vom 30. Oktober 1962 (GVB1. S. 291) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter
richt und Kultus im Einvernehmen mit dem Landes
personalausschuß folgende Prüfungsordnung:

§ 1

Zweck der Prüfung

Mit dem erfolgreichen Ablegen der Anstellungs
prüfung (II. Prüfung) für das Lehramt an land
wirtschaftlichen Berufsschulen wird die Befähigung 
für diese Laufbahn im Sinne der Laufbahnbestim
mungen erworben. Das Bestehen der Prüfung gibt 
keinen Anspruch auf Verwendung im Schuldienst.

§2

Durchführung der Prüfung

(1) Die Prüfung wird im Auftrag des Landesper
sonalausschusses vom Staatsministerium für Unter
richt und Kultus durchgeführt; sie hat Wettbewerbs
charakter.

(2) Die Mitglieder des Landespersonalausschusses 
und der Generalsekretär als Leiter der Geschäfts
stelle sowie von ihm beauftragte Beamte der Ge

schäftsstelle haben Zutritt zu allen Teilen der Prü
fung. Sie sind berechtigt, Einsicht in die überprüften 
und bewerteten Aufgabenbearbeitungen zu nehmen 
und an den Beratungen der Prüfungsausschüsse teil
zunehmen.

§3

Bekanntmachung des Prüfungstermins

(1) Die Prüfungen sind mindestens sechs Wochen 
vor Ablauf der Meldefrist bekanntzumachen.

(2) Die Meldefrist für die Prüfungen wird unter 
Angabe der Zulassungsvoraussetzungen im Amts
blatt des Bayerischen Staatsministeriums für Unter
richt und Kultus veröffentlicht.

§4

Meldung zur Prüfung

(1) Bei der Meldung sind vorzulegen

a) ein Lebenslauf,

b) eine begl. Abschrift des Zeugnisses über die erfolg
reich abgelegte Einstellungsprüfung (I. Prüfung) 
für das Lehramt an landwirtschaftlichen Berufs
schulen,

c) der Nachweis über den ordnungsgemäß abgelei
steten Vorbereitungsdienst an landwirtschaft
lichen Berufsschulen in Bayern,

d) die Bestätigung des Seminarleiters über die re
gelmäßige und erfolgreiche Teilnahme am Semi
nar,

e) die Hausarbeit gemäß § 8 der Prüfungsordnung.

(2) Die Meldung ist mit allen Anlagen über den 
Leiter der Berufsschule, an der der Vorbereitungs
dienst abgeleistet wird, und die zuständige Regie
rung an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
beim Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
zu richten. Die Regierung fügt der Meldung ihre 
Stellungnahme unter Beachtung von § 5 Abs. 2 bei.

§5

Zulassung zur Prüfung

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer

a) die Einstellungsprüfung (I. Prüfung) bestanden 
hat,

b) im letzten Jahr des Vorbereitungsdienstes steht 
und mindestens ausreichende Leistungen in der 
Schulpraxis aufweisen kann,

c) an einem Seminar für die im Vorbereitungsdienst 
stehenden Lehramtsanwärter ordnungsgemäß 
teilgenommen hat und mindestens ausreichende 
Leistungen aufweisen kann,

d) eine Hausarbeit gemäß § 8 der Prüfungsordnung 
vorgelegt und

e) die Meldefrist eingehalten hat.

(2) Die Zulassung ist unter der Bedingung aus
zusprechen, daß der Vorbereitungsdienst abgeschlos
sen wird. Ob und wieweit im Einzelfall ein Vorbe
reitungsdienst außerhalb Bayerns auf den bayeri
schen Vorbereitungsdienst angerechnet wird, ent
scheidet das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus.

(3) Lehramtsanwärter mit mangelhaften oder un
genügenden Leistungen in der Schulpraxis oder in 
der Seminararbeit sind unter Verlängerung des 
Vorbereitungsdienstes ein Jahr zurückzustellen.

(4) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ent
scheidet im Benehmen mit dem dem Prüfungsaus
schuß angehörenden Schulaufsichtsbeamten über die 
Zulassung zur Prüfung. Dem Bewerber ist die Zu
lassung oder Ablehnung, diese mit Begründung, 
schriftlich mitzuteilen.

(5) Die Prüfung beginnt mit der Mitteilung der 
Zulassung an den Bewerber.
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§ 6
Prüfungsleitung, Prüfungsausschuß und 

Prüfungskommissionen

(1) Der Prüfungsausschuß wird vom Staatsmini

sterium für Unterricht und Kultus bestellt. Seine Zu

sammensetzung ist rechtzeitig vor Beginn der Prü

fung der Geschäftsstelle des Landespersonalaus

schusses mitzuteilen.

(2) Dem Prüfungsausschuß gehören an

a) als Vorsitzender ein Vertreter des Staatsministe- - 

riums für Unterricht und Kultus,

b) als Mitglieder ein Schulaufsichtsbeamter, ein Se

minarleiter und ein bewährter Berufsschullehrer.

Für den Vorsitzenden und die Mitglieder sind Stell

vertreter zu bestellen.

(3) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann 

zur Abnahme des mündlichen und schulpraktischen 

Prüfungsteils Prüfungskommissionen bestellen und 

deren Vorsitzende bestimmen. Die Prüfungskom

missionen bestehen aus mindestens drei Mitgliedern. 

Diese müssen dem Personenkreis angehören, aus 

dem die Mitglieder des Prüfungsausschusses ernannt 

werden können, oder Lehrkräfte sein, die in der Aus

bildung der Landwirtschaftslehrer tätig sind.

(4) Der Prüfungsausschuß und die Prüfungskom

missionen entscheiden mit Stimmenmehrheit; bei 

Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

(5) Der Prüfungsvorsitzende hat

a) die Prüfung vorzubereiten,

b) Vorschläge für die Prüfungsaufgaben einzuholen,

c) für die vertrauliche Behandlung der gestellten 

Prüfungsaufgaben zu sorgen,

d) die schriftliche Prüfung durch Aufsichtspersonen 

überwachen zu lassen,

e) im Benehmen mit einem Mitglied des Prüfungs

ausschusses die Nachfertigung von Aufgaben zu 

regeln,

f) das Prüfungszeugnis oder die Bescheinigung nach 

§ 17 Abs. 3 auszustellen und Abdruck der Ergeb

nisliste der Geschäftsstelle des Landespersonal

ausschusses zu übersenden.

(6) Der Prüfungsausschuß hat

a) die Prüfungsaufgaben zu stellen,

b) die Prüfer für die Bewertung der schriftlichen 

Arbeiten aus dem Kreis der Personen zu bestim

men, die zu Mitgliedern des Prüfungausschusses 

ernannt werden können,

c) die schulpraktische und mündliche Prüfung ab

zunehmen, sofern nicht Prüfungskommissionen 

bestellt werden,

d) in schweren Fällen des § 19 Abs. 1 und 2 und im 

Fall des § 19 Abs. 3 zu entscheiden,

e) die Prüfungsergebnisse festzustellen.

§ 7
Prüfungsteile 

Die Prüfung besteht

a) aus einer Hausarbeit,

b) aus einem schriftlichen Teil,

c) aus einem mündlichen Teil und

d) aus einem schulpraktischen Teil.

§ 8
Hausarbeit

(1) Die Hausarbeit ist aus den Gebieten der schrift

lichen Prüfung (Erziehungswissenschaft und Jugend

kunde oder Didaktik und Methodik) oder aus dem 

Fachgebiet des Prüfungsteilnehmers zu fertigen. Der 

Gegenstand der Arbeit muß für die landwirtschaft

liche Berufsschule von Bedeutung sein. Die Vorlage

der Hausarbeit ist Voraussetzung für die Zulassung 

zur Prüfung; die Hausarbeit selbst ist Prüfungsteil 

(vgl. § 7).

(2) Der Prüfungsteilnehmer kann mit Zustimmung 

des Seminarleiters den Gegenstand der Arbeit selbst 

wählen. Macht er davon keinen Gebrauch, so stellt 

der Seminarleiter rechtzeitig Themen für die Arbeit 

zur Wahl.

(3) Die Hausarbeit wird zu den Prüfungsakten ge

nommen. Der Verfasser darf sie ganz oder teilweise 

nur mit Zustimmung des Prüfungsvorsitzenden ver

öffentlichen.

(4) Die bei der Bearbeitung der Hausarbeit be

nützten Quellen und Hilfsmittel sind in einem der 

Arbeit beigebundenen Verzeichnis aufzuführen. Ent

lehnung und Zitate sind in der bei wissenschaftlichen 

Arbeiten üblichen Weise zu kennzeichnen und nach

zuweisen. Der Arbeit ist auf der Titelseite folgende 

Erklärung mit Datum und Unterschrift beizufügen: 

„Ich versichere, daß ich die Arbeit selbständig ange

fertigt, sie nicht anderweitig ganz oder teilweise für 

Prüfungszwecke vorgelegt und alle benützten Quel

len und Hilfsmittel angegeben habe.“

§ 9

Schriftlicher Prüfungsteil

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung umfaßt zwei 

Aufsichtsarbeiten mit einer Arbeitszeit von je vier 

Stunden über

a) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde,

b) Didaktik und Methodik der einschlägigen Lehr

gebiete.

(2) In der Erziehungswissenschaft und Jugendkun

de werden auch die geschichtliche Entwicklung der 

Berufsschule, vor allem in Bayern, ferner die Kennt

nis der schulrechtlichen Bestimmungen für die Er

ziehungsarbeit dieser Schulen sowie der wichtigsten 

Bestimmungen über Schulverwaltung und Schulor

ganisation geprüft.

(3) In Didaktik und Methodik werden auch die 

schulrechtlichen Bestimmungen über die Unterrichts

erteilung geprüft.

§ 10

Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) An jedem Prüfungstag sind vor Beginn der 

Prüfung die Arbeitsplätze zu verlosen. Die Plätze im 

Prüfungsraum sind entsprechend zu numerieren. Die 

Prüfungsteilnehmer dürfen auf die Prüfungsarbeit 

nicht ihren Namen, sondern lediglich ihre Arbeits

platznummer setzen. Das Verzeichnis der Arbeits

platznummern ist vom Vorsitzenden des Prüfungs

ausschusses so lange verschlossen zu verwahren, bis 

die jeweils unter der gleichen Arbeitsplatzordnung 

gefertigten Prüfungsarbeiten endgültig bewertet 

sind. Die Prüfungsnoten werden erst nach ihrer end

gültigen Festsetzung in die Prüfungsakten einge

tragen.

(2) Die Prüfungsaufgaben sind in verschlossenem 

Umschlag in den Prüfungsraum zu bringen. Sie dür

fen erst verteilt werden, nachdem einem Prüfungs

teilnehmer Gelegenheit gegeben wurde, sich von der 

Unversehrtheit des Verschlusses zu überzeugen.

(3) Die Aufsicht bei der Abnahme der schriftlichen 

Prüfung führen die vom Prüfungsvorsitzenden be

auftragten Aufsichtspersonen. Diese haben darüber 

zu wachen, daß jeder Unterschleif bei der Anferti

gung der Prüfungsarbeiten unterbleibt. Sie haben 

die Prüfungsteilnehmer vor Beginn der Prüfung zur 

Ablieferung nicht zugelassener Hilfsmittel aufzu

fordern. Es ist darauf zu achten, daß wahrend der 

Anfertigung der Prüfungsarbeiten nicht mehrere 

Prüfungsteilnehmer gleichzeitig den Prüfungsraum 

verlassen.
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(4) Nach Ablauf der Arbeitszeit sind die Prü
fungsarbeiten samt den Entwürfen abzufordern. 
15 Minuten vorher sind die Prüfungsteilnehmer dar
auf aufmerksam zu machen. Wird eine Arbeit trotz 
Aufforderung nicht rechtzeitig abgegeben, so ist sie 
mit „ungenügend“ zu bewerten.

§ 11

Mündlicher Prüfungsteil

(1) Der mündliche Teil der Prüfung umfaßt

a) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde (§ 9 
Abs. 2),

b) Didaktik und Methodik (§ 9 Abs. 3).

(2) Die mündliche Prüfung dauert jeweils 30 Mi
nuten. Diese Zeit soll je zur Hälfte auf die unter 
Abs. 1 a) und b) genannten Gebiete verwendet wer
den. Bei der Prüfung aus dem Gebiet der Didaktik 
und Methodik kann auch auf das Fachgebiet der 
Hausarbeit eingegangen werden.

§ 12

Schulpraktischer Prüfungsteil

(1) Der schulpraktische Teil umfaßt zwei Lehrproben, 
und zwar eine aus dem fachlichen und eine aus dem 
nichtfachlichen Unterricht. Jede Lehrprobe soll etwa 
40 bis 45 Minuten dauern.

(2) Die Aufgaben für den schulpraktischen Teil 
werden dem Prüfungsteilnehmer am Tage vorher 
durch Auslosen übergeben.

(3) Bei Beginn des Unterrichts hat er eine ohne 
fremde Hilfe angefertigte Lehrskizze über den ge
planten Unterricht dem Vorsitzenden vorzulegen, sie 
wird in die Beurteilung einbezogen. Der Lehr
skizze ist eine Erklärung beizufügen, daß sie ohne 
fremde Hilfe angefertigt wurde.

§ 13
Bewertung der Prüfung

(1) Für die Bewertung der Prüfung werden sechs 
Notenstufen verwendet, nämlich

sehr gut (1) = eine besonders hervorragende 
Leistung

gut (2) = eine erheblich über dem Durch
schnitt liegende Leistung

befriedigend (3) = eine über dem Durchschnitt lie
gende Leistung

ausreichend (4) = eine Leistung, die durchschnitt
lichen Anforderungen entspricht

mangelhaft (5) = eine Leistung mit erheblichen 
Mängeln

ungenügend (6) = eine völlig unbrauchbare Lei
stung.

(2) Bei der Beurteilung der Lehrproben sind Zwi
schennoten (halbe Noten) zulässig, dagegen nicht 
bei der Bewertung der übrigen Prüfungsleistungen.

(3) Im schulpraktischen Teil wird jede Lehrprobe 
einzeln bewertet.

(4) Die Hausarbeit und die schriftlichen Arbeiten 
werden von zwei Prüfern (Erst- und Zweitprüfer) 
selbständig bewertet. Bei Abweichen der Beurteilung 
sollen die beiden Prüfer eine Einigung über die Be
wertung versuchen. Kommt eine Einigung nicht zu
stande, so entscheidet der Vorsitzende des Prüfungs
ausschusses oder ein von ihm bestimmter Dritt- 
prüfer.

(5) Die Aufsichtsführenden bei der Durchführung 
des schriftlichen Teils der Prüfung dürfen nicht zur 
Bewertung von Prüfungsarbeiten herangezogen wer
den, bei denen sie die Aufsicht ausgeübt haben.

§ 14

Berechnung und Festlegung der Fachnoten 
und der Gesamtprüfungsnote

(1) Für die Berechnung der Fachnoten und der 
Gesamtprüfungsnote zählen die Einzelnoten der: 

a) Hausarbeit dreifach

b) Erziehungswissenschaft 
und Jugendkunde

c) Didaktik und Methodik

schriftlich vierfach 
mündlich zweifach 

schriftlich vierfach 
mündlich zweifach

d) Schulpraxis 1. Lehrprobe fünffach
2. Lehrprobe fünffach 

Fachnoten werden über die Prüfungsteile a), b), c) 
und d) erteilt. Teiler für die Gesamtprüfungsnote 
ist 25.

(2) Die Fachnoten werden nur in ganzen Ziffern 
ausgedrückt, wobei die errechneten Noten bis .. ,50 
ab-, von .. ,51 an aufgerundet werden. Die Fachnote 
für die Schulpraxis ergibt sich aus den beiden Ein
zelnoten und wird nur in einer ganzen Note ausge
drückt.

(3) Es erhalten die Gesamtprüfungsnote 

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote

bis 1,50

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote

von 1,51 — 2,50 

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote

von 2,51 — 3,50 

Prüfungsteilnehmer mit einer 
Durchschnittsnote

von 3,51 — 4,50

§ 15
Festsetzung der Platzziffer

(1) Für jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prü
fung bestanden hat, ist auf Grund seiner Notensum
me auf einer Schlußsitzung des Prüfungsausschusses 
eine Platzziffer festzusetzen. Bei gleichen Noten
summen erhält der Prüfungsteilnehmer mit dem 
besseren Ergebnis in der Schulpraxis die niedrigere 
Platzziffer. Bei Erteilung der gleichen Platzziffer an 
mehrere Prüfungsteilnehmer erhält der nächstbeste 
Teilnehmer die Platzziffer, die sich ergibt, wenn die 
mehreren gleichen Platzziffern fortlaufend weiter
gezählt werden.

(2) Die Prüfung ist abgeschlossen, wenn sämt
liche Prüfungsleistungen aller Prüfungsteilnehmer 
endgültig bewertet sind.

§ 16
Nichtbestehen der Prüfung

Die Prüfung hat (abgesehen von den Fällen gemäß 
§ 18 und § 19 der Prüfungsordnung) nicht bestanden, 
wer eine schlechtere Fachnote (vgl. § 14) als „aus
reichend“ in der

a) Hausarbeit oder

b) Erziehungswissenschaft und Jugendkunde oder

c) Didaktik und Methodik oder

d) Schulpraxis 
erhält.

§ 17

Zeugnis

(1) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis 
ausgestellt, das vom Vorsitzenden des Prüfungsaus
schusses unterschrieben wird. Es enthält die Fach
noten und die Gesamtprüfungsnote mit der Durch
schnittsnote.

(2) Mit dem Zeugnis wird eine Bescheinigung aus
gestellt, die neben der Zahl der Prüfungsteilnehmer

„Mit Auszeichnung 
bestanden“

„Gut bestanden“

„Befriedigend
bestanden“

„Bestanden“
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die erreichte Platzziffer angibt und die bei Bewer
bungen innerhalb Bayerns mit dem Zeugnis vorzu
legen ist.

(3) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält 
eine Bescheinigung, aus der die Gründe des Nicht
bestehens ersichtlich sind.

§ 18

Rücktritt, Verhinderung und Versäumnis

(1) Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach der Zulas
sung und vor Beginn der Prüfungsarbeiten zurück 
oder kommt er der Aufforderung zur Prüfungsab
legung nicht nach, so gilt die Prüfung als abgelegt 
und nicht bestanden. Dies gilt nicht, wenn der Prü
fungsteilnehmer aus Gründen, die er nicht zu ver
treten hat, die Prüfung nicht ablegen kann.

(2) Kann ein Prüfungsteilnehmer nach Beginn der 
Prüfungsarbeiten aus Gründen, die er nicht zu ver
treten hat, die Prüfung nicht oder nur zum Teil ab
legen, so gilt folgendes:
a) Hat der Prüfungsteilnehmer noch nicht 15/25 der 
Prüfungsleistungen (§ 14 Nr. 1) erbracht, so gilt 
die Prüfung als nicht abgelegt;

b) hat der Prüfungsteilnehmer mindestens 15/25 der 
Prüfungsleistungen erbracht, so sind die feh
lenden Prüfungsteile innerhalb einer vom Vor
sitzenden des Prüfungsausschusses zu bestimmen
den Zeit nachzuholen.

(3) Der Nachweis der Verhinderung ist unverzüg
lich zu erbringen, im Falle der Krankheit durch amts
ärztliches Zeugnis. Der Prüfungsausschuß stellt fest, 
ob eine von dem Prüfungsteilnehmer nicht zu ver
tretende Verhinderung vorliegt.

§ 19
Unterschleif und Beeinflussungsversuch

(1) Versucht ein Prüfungsteilnehmer, das Ergebnis 
einer Prüfung durch Unterschleif, Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu eigenem 
oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so ist die be
treffende Prüfungsleistung mit „ungenügend“ zu be
werten. In schweren Fällen ist der Prüfungsteilneh
mer von der Prüfung auszuschließen (§ 6 Abs. 6 d); 
er hat die Prüfung nicht bestanden. Als versuchter 
Unterschleif gilt bereits der Besitz nicht zugelassener 
Hilfsmittel nach Ausgabe der Prüfungsaufgaben.

(2) Wird ein Sachverhalt nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die be
treffende Prüfungsleistung nachträglich mit „unge
nügend“ zu bewerten. In schweren Fällen ist die 
Prüfung als nicht bestanden zu erklären. Ein un
richtiges Prüfungszeugnis ist einzuziehen.

(3) Ein Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer zu 
günstigerer Beurteilung zu veranlassen oder eine mit 
der Feststellung des Prüfungsergebnisses beauftragte 
Person zur Verfälschung des Prüfungsergebnisses zu 
verleiten versucht, hat die Prüfung nicht bestanden. 
Ist die Prüfung noch nicht abgeschlossen, so ist er 
von der Fortsetzung auszuschließen und die Prüfung 
als nicht bestanden zu erklären.

§ 20

Wiederholung der Prüfung

(1) Prüfungsteilnehmer, welche die Prüfung nicht 
bestanden haben oder deren Prüfung als nicht be
standen gilt, können sie im Rahmen der nächsten 
ordentlichen Prüfung wiederholen.

(2) Die Prüfung kann zur Verbesserung des Er
gebnisses im Rahmen der nächsten ordentlichen Prü
fung freiwillig wiederholt werden. Der Prüfungs
teilnehmer hat die Wahl, welches Prüfungsergebnis 
er gelten lassen will. Soll das zweite Prüfungszeugnis 
gelten, so wird das neue Zeugnis erst nach Rückgabe 
des ersten Zeugnisses ausgehändigt.

(3) Eine dritte Ablegung der Prüfung ist in der Re
gel nicht möglich. Ausnahmen bedürfen der Zustim
mung des Landespersonalausschusses.

(4) Der Antrag auf wiederholte Zulassung zur 
Prüfung ist beim Vorsitzenden des Prüfungsaus
schusses einzureichen.

(5) Bei Wiederholung der Prüfung ist sie in allen 
Teilen neu abzulegen. Die Hausarbeit kann ange
rechnet werden, wenn sie nicht schlechter als mit 
„befriedigend“ bewertet worden ist. In diesem Falle 
wird die frühere Bewertung übernommen. Der An
trag ist mit der Meldung zur Prüfung zu stellen.

§ 21-

Erweiterungsprüfung

(1) Wer die Anstellungsprüfung für das Lehramt 
an landwirtschaftlichen Berufsschulen mit Erfolg ab
gelegt hat, kann durch eine Erweiterungsprüfung die 
Lehrbefähigung für gartenbauliche Berufsschulen 
erwerben. Die Erweitungsprüfung wird im. Rahmen 
der Anstellungsprüfung durchgeführt.

(2) Die Meldung zur Erweiterungsprüfung ist über 
die Schulleitung und die Regierung an das Staats
ministerium für Unterricht und Kultus (Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses) zu richten. Für die Mel
dung gelten die gleichen Fristen wie für die Anstel
lungsprüfung.

(3) Bei der Meldung sind vorzulegen
a) das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte Anstel
lungsprüfung für das Lehramt an landwirtschaft
lichen Berufsschulen und

b) die Nachweise über die erworbenen Fachkennt
nisse und Fertigkeiten im Gartenbau; die Fach
praxis ist nachzuweisen.

(4) Die Erweiterungsprüfung umfaßt
a) eine schriftliche Aufsichtsarbeit von drei Stunden 
Arbeitsdauer aus dem Gebiet der einschlägigen 
Fachwissenschaft und eine mündliche Prüfung 
von 20 Minuten Dauer aus diesem Gebiet,

b) ein schriftliche Aufsichtsarbeit von drei Stunden 
Arbeitsdauer aus der einschlägigen Fachmethodik,

c) eine Lehrprobe aus dem Fachgebiet von etwa 
40—45 Minuten Dauer.

In der mündlichen Prüfung kann auf Fragen der 
Fachmethodik eingegangen werden.

(5) Die Erweiterungsprüfung ist nicht bestanden, 
wenn in der Fachwissenschaft oder in der Fach
methodik oder in der Lehrprobe ein schlechteres Er
gebnis als „ausreichend“ erreicht worden ist.

(6) Uber die Erweiterungsprüfung wird ein eigenes 
Zeugnis ausgestellt; eine Gesamtprüfungsnote und 
eine Platzziffer werden nicht festgestellt.

(7) Für die Durchführung der Erweiterungsprüfung 
gelten im übrigen die Bestimmungen dieser Prü
fungsordnung.

§ 22

Niederschrift und Prüfungsliste

(1) Über die Prüfung, auch die Erweiterungsprü
fung, ist eine Niederschrift zu führen, die über alle 
wesentlichen Vorkommnisse Aufschluß gibt. Es ist 
insbesondere festzustellen, daß die Prüfungsum
schläge unversehrt waren (§ 10 Abs. 2) und die Auf
gaben ordnungsgemäß unter Aufsicht und unter Ein
haltung der festgesetzten Arbeitszeiten gelöst wor
den sind.

(2) In der Prüfungsliste sind die Einzelnoten, die 
Fach- und die Gesamtprüfungsnoten einschließlich 
der Durchschnittsnoten und die Platzziffern einzu
tragen.

(3) Die Prüfungsliste ist abschriftlich dem Landes
personalausschuß zu übermitteln.
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§ 23
Prüfungsgebühr

(1) Die ordentlichePrüfungsgebühr beträgt 100,—DM; 
die Gebühr für die Erweiterungsprüfung beträgt 
50,— DM. Die Gebühr ist bei der vom Prüfungs
ausschuß bezeichneten Stelle einzuzahlen.

(2) Tritt der Antragsteller vor Beginn der schrift
lichen Prüfung zurück, so ist ihm die Hälfte der Ge
bühr zu erstatten.

§ 24
Anfechtung von Entscheidungen

(1) Prüfungsentscheidungen, die Verwaltungsakte 
sind, können nach den Vorschriften der Verwaltungs
gerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) 
angefochten werden.
(2) Die Prüfungsteilnehmer können auch beim 
Landespersonalausschuß Antrag auf Überprüfung 
einer Prüfungsentscheidung stellen. Hierbei können 
Bewertungen nur darauf nachgeprüft werden, ob 
verfahrensrechtliche Vorschriften verletzt wurden 
oder ob der Beurteilung der Prüfungsleistung rechts
irrige oder sachfremde Erwägungen zu Grunde lagen. 
Durch den Antrag beim Landespersonalausschuß 
werden die nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
vorgesehenen Fristen für die Einlegung eines Rechts
mittels nicht gewahrt.

§ 25
Anstellungsprüfung für gartenbauliche Berufsschulen

Vorstehende Bestimmungen gelten sinngemäß für 
die Anstellungsprüfung (II. Prüfung) für das Lehr
amt an gartenbaulichen Berufsschulen mit der Maß
gabe, daß

a) jeweils an Stelle von „landwirtschaftliche Berufs
schule“ die Bezeichnung „gartenbauliche Berufs
schule“ tritt,

b) dem Prüfungsausschuß (§ 6 Abs. 2) ein Direktor 
oder ein Lehrer einer gartenbaulichen Berufs
schule an Stelle des landwirtschaftlichen Berufs
schullehrers angehört,

c) die Hausarbeit (§ 8) dem Fachgebiet des Garten
baus entnommen werden kann,

d) Lehrer an gartenbaulichen Berufsschulen durch 
eine Erweiterungsprüfung in entsprechender An
wendung des § 21 die Lehrbefähigung für das 
Lehramt an landwirtschaftlichen Berufsschulen 
erwerben können.

§ 26
Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Soweit diese Prüfungsordnung besondere Vor
schriften nicht enthält, kommt die Allgemeine Prü
fungsordnung (APO) vom 17. Oktober 1962 (GVB1.
S. 261) zur Anwendung.

(2) Die Prüfungsordnung tritt am 1. Januar 1966 in 
Kraft. Gleichzeitig wird die Prüfungsordnung vom 
7. Januar 1960 (KMB1. S. 21) außer Kraft gesetzt.

München, den 14. Oktober 1965

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Huber, Staatsminister

Berichtigung

I. Das Gesetz über die Wahl der Gemeinderäte und 
der Bürgermeister (Gemeindewahlgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1965 
(GVB1. S. 221) wird wie folgt berichtigt:

1. In Art. 28 Abs. 5 Satz 1 muß es heißen: „in dem 
Wahlvorschlag“.

2. In Art. 38 Abs. 1 Satz 2 muß es heißen: „§ 68 
Abs. 1 VwGO“.

II. Die Wahlordnung für die Gemeinde- und Land
kreiswahlen (Gemeindewahlordnung — GWO —) 
vom 3. August 1965 (GVB1. S. 230) wird wie folgt 
berichtigt:

1. In § 1 Abs. 4 heißt es am Schluß des Satzes 1 
nach dem Beistrich „für für Landkreiswahlen“. 
Das Wort „für“ ist einmal zu streichen.

2. In § 65 Abs. 4 Satz 1 ist der zweite Beistrich 
durch einen Strichpunkt zu ersetzen.

3. In § 66 Abs. 2 Satz 2 ist vor und nach dem Satz
teil „gefaltete Stimmzettel ungeöffnet“ je ein 
Beistrich zu setzen.

4. In § 67a Abs. 4 Satz 4 muß es heißen: „ . . . oder 
ist der Wahlumschlag mit einem äußeren 
Merkmal . .

5. In der Überschrift vor § 76 ist das Wort „den“ 
zu streichen.

6. § 86 Abs. 2 Satz 2 muß lauten: „Sobald das 
Wahlergebnis vollständig abgeschlossen ist, sind 
die Wahlverhandlungen (mit Ausnahme der 
Wählerlisten, Wahlscheine und der nicht be
schlußmäßig behandelten gültigen Stimmzettel) 
der Rechtsaufsichtsbehörde zur Prüfung vor
zulegen.“

7. In § 88 Abs. 1 muß es heißen: „entsprechend 
den §§ 76 ...“.

8. In § 95 Abs. 2 muß der Anfang des Satzes 1 lau
ten: „Scheidet ein Bewerber für eine Stichwahl 
durch Tod, Verlust der Wählbarkeit oder Rück
tritt aus ...“.

9. In § 51 Abs. 1, 2. Halbsatz, ferner im letzten 
Satz der Rückseiten zur Anlage 2a und 2b und 
in Anlage 3 muß es heißen:
„Berlin (West)“.

München, den 8. Oktober 1965

Bayerisches Staatsministerium des Innern
I. A. Dr. Riedl, Ministerialdirektor

Druckfehlerberichtigung

In dem Gesetz zur Änderung des Grunderwerb
steuerrechts vom 23. Juli 1965 (GVB1. S. 201) muß es 
in Art. 2 Nr. 1. a) statt „gemeinnützigen Wohnungs
oder Siedlungsunternehmen“ richtig heißen „ge
meinnützige Wohnungs- oder Siedlungsunterneh
men“.
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